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I. Teilnehmer 
 
Der Deutsche Bundestag entsandte folgende Delegation 
zur Achten Jahrestagung der Parlamentarischen Ver-
sammlung (PV) der OSZE nach St. Petersburg:  
 
Bundestagspräsident Wolfgang Thierse (SPD), 
Leiter der Delegation 

Abg. Prof. Gert Weisskirchen (Wiesloch) (SPD), 
Vorsitzender des 3. Ausschusses 

Abg. Monika Griefahn (SPD) 

Abg. Gerd Höfer (SPD) 

Abg. Uta Zapf (SPD) 

Abg. Dr. Christoph Zöpel (SPD) 

Abg. Prof. Dr. Rita Süssmuth (CDU/CSU), 
Stellvertretende Leiterin der Delegation) 

Abg. Willy Wimmer (Neuss) (CDU/CSU), 
Vizepräsident der Parlamentarischen Versammlung der 
OSZE 

Abg. Hans-Dirk Bierling (CDU/CSU) 

Abg. Thomas Kossendey (CDU/CSU) 

Abg. Kurt J. Rossmanith (CDU/CSU) 

Abg. Rita Grießhaber (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Abg. Ulrich Irmer (F.D.P.) 
 
Am Tag vor dem Beginn der Konferenz der PV OSZE 
legte die deutsche Delegation unter Leitung des Bundes-
tagspräsidenten Wolfgang Thierse auf dem am Stadt-
rand gelegenen Friedhof Piskarojew zum Gedenken an 
die Opfer der deutschen Blockade St. Petersburgs wäh-
rend des Zweiten Weltkrieges einen Kranz nieder. Eine 
weitere Kranzniederlegung nahm die deutsche Delega-
tion an dem im Zentrum der Stadt gelegenen Grab der 
ermordeten russischen Duma-Abgeordneten Galina  
Starowojtowa vor.  
 
Am Rande der Konferenz traf die Delegation unter 
Leitung von Bundestagspräsident Wolfgang Thierse 
mit dem unter Anklage stehenden russischen Umwelt-
schützer Alexander Nikitin und seinem Strafverteidiger 
zusammen. Die deutschen Abgeordneten sicherten  
Alexander Nikitin ihre Unterstützung zu und sagten zu, 
sich im Rahmen der PV OSZE für die Verabschiedung 
einer Resolution zur kritischen Lage der Menschenrech-
te in Russland einzusetzen. Die deutsche Delegation 
führte außerdem ein Gespräch mit dem Schriftsteller 
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und engen Mitarbeiter der ermordeten Duma-Abgeord-
neten Galina Starowojtowa, Viktor Kriwulin. Hauptge-
sprächspunkte waren die politische Situation in Russ-
land, die Struktur und Vergangenheit der politischen 
Elite und Demokratiedefizite in Russland.  
 
 
II. Zusammenfassung 
 
Das Generalthema der Achten Jahrestagung der PV 
OSZE lautete „Gemeinsame Sicherheit und Demokratie 
im 21. Jahrhundert“. An der diesjährigen Konferenz, die 
im Taurischen Palast in St. Petersburg abgehalten wur-
de, nahmen 317 Abgeordnete aus 52 Mitgliedstaaten der 
OSZE sowie Beobachter der PV des Europarates, der 
Nordatlantischen Versammlung, der WEU, des Europä-
ischen Parlaments und des Nordischen Rates teil.  
 
Im Mittelpunkt der Achten Jahrestagung stand die Dis-
kussion über die Rolle der OSZE nach dem Ende des 
Kosovo-Krieges. Die PV OSZE zog dabei eine ernüch-
ternde und zugleich selbstkritische Bilanz der Rolle, die 
die OSZE während des Kosovo-Konfliktes gespielt hat. 
Die fast einhellige Meinung der Delegierten lautete, 
dass als Lehre aus dem Balkankonflikt die Instrumente 
des internationalen Krisenmanagements zu stärken 
seien. Die PV OSZE empfahl, die politischen Voll-
machten des OSZE-Generalsekretärs auszuweiten, eine 
militärische Planungsgruppe einzurichten und die Erfül-
lung von Polizeiaufgaben künftig in ihr Mandat aufzu-
nehmen. 
 
Während des Konferenzgeschehens zeichnete sich ein 
scharfer Gegensatz in der Wertung der Militäraktionen 
der NATO gegen Rest-Jugoslawien ab. Während die 
russische Delegation die NATO-Angriffe als Aggressi-
on und grobe Verletzung des Völkerrechts kritisierte, 
verteidigten die meisten übrigen Delegationen die 
Militäraktion als völkerrechtlich abgesicherten Versuch, 
die systematischen Vertreibungen und das Morden im 
Kosovo zu beenden, wobei die russische Position nur 
wenig Unterstützung fand. In der gegen den heftigen 
Widerstand des Gastlandes verabschiedeten Resolution 
zum Kosovo, die vorsieht, Sanktionen gegen solche 
Staaten vorzunehmen, die Kriegsverbrechern Zuflucht 
gewähren, setzte sich die Haltung der sich westlichen 
Werten verpflichteten demokratischen Staatengemein-
schaft durch. 
 
Die Achte Jahresversammlung der PV OSZE verab-
schiedete auf der Grundlage der in den Ausschüssen 
erarbeiteten Resolutionsentwürfen auf ihrer letzten 
Sitzung am 10. Juli 1999 eine „St. Petersburger Erklä-
rung“. Diese besteht aus  
 
einer Erklärung zur Allgemeinen Sicherheit und Demo-
kratie im 21. Jahrhundert  
 
und acht Resolutionen zu folgenden Themen: 

– Lage im Kosovo 
– Verringerung des Demokratiedefizits in der OSZE 
– Lage in Weißrussland 
– Regionale Infrastruktur in Südosteuropa 
– Rolle der OSZE bei der Krisenverhütung und Kon-

fliktbeilegung 
– Bekämpfung von Frauen- und Kinderhandel 
– Ermordung von Galina Starowojtowa 
– Förderung der Rechtsstaatlichkeit und der Men-

schenrechte in der russischen Förderation. 
 

Die Resolution zur Rolle der OSZE bei der Krisenver-
hütung und Konfliktbeilegung ging auf eine deutsche 
Initiative zurück. 
 
 
III. Ständiger Ausschuss 
 
In Anwesenheit des Leiters der deutschen Delegation, 
Bundestagspräsident Wolfgang Thierse, des Vizepräsi-
denten der PV OSZE Willy Wimmer und des Vorsit-
zenden des Ausschusses für Menschenrechte Prof. Gert 
Weisskirchen tagte der Ständige Ausschuss der PV 
OSZE am 6. Juli 1999 unter Leitung von Präsidentin 
Helle Degn (Dänemark). Die Sitzung wurde erstmals 
durch einen Bericht der Präsidentin über ihre Aktivitä-
ten und Reisen während des zurückliegenden Jahres 
eröffnet.  
 
Der Ständige Ausschuss folgte außerdem einer Empfeh-
lung des Präsidiums und wählte R. Spencer Olivier 
(USA) für eine weitere fünfjährige Amtszeit zum Gene-
ralsekretär der PV OSZE.  
 
Beschlossen wurde außerdem, dass der Gastgeber der  
Neunten Jahrestagung der Parlamentarischen Versamm-
lung der OSZE im Juli 2000 in Bukarest (Rumänien) 
sein wird. Außerdem nahmen die Mitglieder des Ständi-
gen Ausschusses die Einladungen des französischen 
Delegationsleiters, Michel Voisin, die Zehnte Jahresta-
gung im Juli 2001 in Paris durchzuführen, und die Ein-
ladung des Präsidenten des Deutschen Bundestages und 
Delegationsleiters, Wolfgang Thierse, an, die Zwölfte 
Jahrestagung der PV OSZE im Jahr 2002 in Berlin ab-
zuhalten. 
 
Die Mitglieder des Ständigen Ausschusses einigten sich 
schließlich auf Vorschlag der Präsidentin der PV OSZE 
Helle Degn darauf, das Thema Kosovo auf einer ge-
meinsamen Sitzung aller drei Ausschüsse zu behandeln.  
 
 
IV. Eröffnungssitzung 
 
In der Eröffnungssitzung am 6. Juli 1999 nannte Helle 
Degn als wichtigste Aufgabe der OSZE an der Schwelle 
zum neuen Jahrtausend, Sicherheit und Demokratie als 
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Geburtsrechte für die nachfolgenden Generationen zu 
sichern. Auf das Ende des Kosovo-Konfliktes einge-
hend kündigte sie an, dass die PV eine aktive Rolle 
beim Aufbau von Frieden und Stabilität auf dem Balkan 
spielen werde. Zu diesem Zweck seien bereits Vorberei-
tungen für die Erstellung eines Demokratie-Teamkon-
zeptes getroffen worden.  
 
Im Anschluss daran wurde eine Botschaft des Präsiden-
ten der Russischen Förderation Boris Jelzin verlesen. 
Darin hieß es, die PV OSZE sei eines der wichtigsten 
Foren, auf dem die Probleme des europäischen Konti-
nents diskutiert werden könnten. Nur durch die verei-
nigten Anstrengungen aller OSZE-Mitgliedstaaten kön-
ne eine Antwort auf die Herausforderungen, mit denen 
Europa konfrontiert wird, gefunden werden. 
 
Der Vorsitzende der Staatsduma der Russischen Födera-
tion Gennady Selesnjow, bezichtigte die NATO-
Staaten wegen der Luftangriffe auf Jugoslawien der 
Aggression und Verletzung des Völkerrechts. Gennady 
Selesnjow  hob hervor, dass der einzige Mechanismus 
zur Lösung internationaler Konflikte das System der 
UN bleiben müsse und schlug vor, die OSZE zu einer 
vollwertigen internationalen Organisation mit einer 
eigenen rechtlichen Basis und effektiven Entschei-
dungsmechanismen, die allerdings weiterhin auf dem 
System der Einstimmigkeit basieren müssten, fortzu-
entwickeln. 
 
Der Gouverneur von St. Petersburg, Wladimir  
Jakowlew, betonte, dass St. Petersburg eine führende 
Rolle in der Kooperation zwischen den Ländern des 
Ostseeraumes inne hätte und von den Erfahrungen sei-
ner Nachbarn in Bezug auf die Organisation demokrati-
scher Strukturen und Institutionen profitieren wolle. 
 
Der amtierende OSZE-Vorsitzende Knut Vollebaeck 
(Norwegen) ging in seinem Redebeitrag auf die positive 
Rolle der OSZE-Beobachtungsmissionen in Belarus und 
die Bedeutung der Missionen für die demokratische 
Entwicklung Albaniens und Moldawiens ein. Er rief die 
Delegierten vor Ort auf, nach dem Ende des Kosovo-
Krieges beim Aufbau von demokratischen Strukturen 
auf dem Balkan mitzuwirken, und appellierte an die PV, 
Demokratie-Teams bereitzustellen, um Recht und Frie-
den für alle Bewohner des Kosovo herzustellen. Als 
eine der wichtigsten Herausforderungen für die OSZE 
in der Zukunft bezeichnete er den Aufbau demokrati-
scher, rechtsstaatlicher Strukturen und eines pluralisti-
schen Parteiensystems in der gesamten Balkanregion. 
Eine weitere große Aufgabe liege in der verstärkten 
Kooperation zwischen der OSZE und ihren Mitglied-
staaten, wobei die parlamentarische Dimension der 
OSZE von großer Bedeutung sei. Mit der auf dem OS-
ZE-Gipfel im November in Istanbul zu verabschieden-
den „Charta für europäische Sicherheit“ am Ende des 
Jahrtausends solle ein Beitrag für Sicherheit, Stabilität 

und Wachstum auf dem europäischen Kontinent geleis-
tet werden. 
 
Weitere Gastredner, die die Botschaften der von ihnen 
vertretenen Institutionen überbrachten, waren Javier 
Rupérez, früherer Präsident der PV OSZE und derzeiti-
ger Präsident der Nordatlantischen Versammlung, Frau 
Gun Hellsvik, Präsidentin des Nordischen Rates, Lord 
Russele-Johnston, Präsident der PV des Europarates, 
und Luis Maria de Puig, Präsident der PV der WEU. 
Alle Redner griffen in ihren Ansprachen das Ende des 
militärischen Kosovo-Konfliktes auf und stellten noch-
mals die Gründe der NATO für das militärische Eingrei-
fen auf dem Balkan dar. Javier Rupérez erläuterte, dass 
die NATO-Militäraktionen darauf abgezielt hätten, die 
ethnischen Vertreibungen der Albaner durch die Serben 
zu beenden und eine humanitäre Katastrophe zu verhin-
dern. Er versicherte, dass die NATO die Sicherheit aller 
Bewohner des Kosovo, ob Albaner oder Serben, garan-
tieren und ihren Teil zum Wiederaufbau der Region 
beitragen werde. Frau Gun Hellsvik äußerte die Hoff-
nung, dass die Sicherheit eines Staates nicht länger nur 
von seinen militärischen Kapazitäten abhänge, sondern 
auch von der Stärke der demokratischen Strukturen und 
dem Willen, die Menschenrechte aller Bürger zu schüt-
zen. Lord Russele-Johnston bemerkte, dass der Euro-
parat auch weiterhin die Situation der Menschenrechte 
in seinen Mitgliedstaaten und die von ihnen eingegan-
genen Verpflichtungen genau beobachte. Luis Maria 
de Puig berichtete von den Anstrengungen der WEU, in 
Albanien Polizeikräfte aufzubauen und in Kooperation 
mit der OSZE eine ähnliche Aufgabe im Kosovo anzu-
gehen. 
 
 

V. OSZE-Diskussionsrunde und Seminar 
 
An der traditionellen Diskussionsrunde mit hochrangi-
gen Vertretern der OSZE-Exekutive nahmen der jüngst 
ernannte OSZE-Generalsekretär Jan Kubis, der Hohe 
Kommissar der OSZE für nationale Minderheiten, Max 
van der Stoel, der Beauftragte für Medienfreiheit der 
OSZE, Freimut Duve, der Direktor des Büros für de-
mokratische Institutionen und Menschenrechte, Gérard 
Stoudmann, sowie der Koordinator für ökologische 
und ökonomische Aktivitäten, Thomas Price, teil. 
 
OSZE-Generalsekretär Jan Kubis ging in seinem Bei-
trag auf die geplante OSZE-Akademie, die Demokratie-
Teams und die Zusammenarbeit mit anderen internatio-
nalen Organisationen, insbesondere ihren parlamentari-
schen Versammlungen, ein. Er stellte sein künftiges 
Arbeitsprogramm vor und kündigte an, er wolle sich in 
seiner Amtszeit besonders intensiv um die Region Zen-
tralasien, um den Stabilitätspakt für Südosteuropa und 
die wirtschaftliche Dimension der OSZE kümmern. 
Außerdem werde er das OSZE-Sekretariat durch mehr 
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Kompetenz stärken und gleichzeitig seine unbürokrati-
schen und flexiblen Strukturen bewahren.  
 
Der Hohe Kommissar für nationale Minderheiten, Max 
van der Stoel, berichtete von den Entwicklungen in 
seinem Bereich seit der Siebten Jahrestagung der PV 
OSZE. Insbesondere erwähnte er die ständige Abwan-
derung von Serben aus Kroatien, lobte die Entwürfe der 
Sprachengesetze in Estland und Lettland, ging auf die 
Arbeit seines Büros in Zentralasien mit dem Ziel einer 
Verbesserung der interethnischen Beziehungen in Ka-
sachstan und Kirgistan ein und beschrieb die nach wie 
vor schwierige Situation der Roma und Sinti in einigen 
OSZE-Staaten. 
  
Der Beauftragte für Medienfreiheit der OSZE, Freimut 
Duve, berichtete, dass die Freiheit der Medien auch im 
zurückliegenden Jahr in manchen OSZE-Staaten durch 
staatliche Repression und Zensur wie beispielsweise in 
Belarus außer Kraft gesetzt worden sei. In anderen Staa-
ten werde dagegen die freie Berichterstattung der Me-
dien immer häufiger durch „censorship by killing“ von 
Journalisten oder Hassreden von Regierungsmitgliedern 
gegen kritische Medien behindert.  
 
Der Direktor des Büros für demokratische Institutionen 
und Menschenrechte, Gérard Stoudmann, ging auf die 
fünf durchgeführten Wahlbeobachtungsmissionen des 
vergangenen Jahres ein. In diesem Zusammenhang un-
terstrich er, dass es in Zukunft eher darauf ankommen 
werde, den demokratischen Transformationsprozess in 
den Ländern der ehemaligen Sowjetunion mit konkreten 
Maßnahmen zu fördern, als immer wieder mit dem er-
hobenen Finger auf einzelne Defizite zu zeigen. Einige 
Nachfolgestaaten hätten zwar schon eine auf rechtsstaat-
lichen Grundsätzen basierende Gesetzgebung verab-
schiedet, wichtig sei jedoch deren konkrete Umsetzung. 
In manchen Staaten würden die Bürger und Bürgerinnen 
weiterhin in einer den Verpflichtungen der OSZE-Mit-
gliedstaaten inkompatiblen Art und Weise behandelt.  
 
Der Koordinator für ökologische und ökonomische 
Aktivitäten, Thomas Price, beschrieb die Aktivitäten 
seines Büros in dem zurückliegenden Jahr, wie etwa die 
Vorbereitungen für das jährlich stattfindende Wirt-
schaftsforum, das als Frühwarnsystem für entstehende 
wirtschaftliche Probleme dienen soll. Er forderte die 
anwesenden Parlamentarier auf, verstärkt Druck auf ihre 
nationalen Parlamente und Regierungen auszuüben, um 
die finanziellen Mittel für die OSZE zu erhöhen. Letzt-
lich sei es ökonomischer, sich in der Konfliktvorsorge 
zu engagieren als in der Postkonfliktrehabilitation. 
 
 
VI. Verleihung des „OSZE-Preises für Journa-

lismus und Demokratie“ 
 
Im Rahmen der Achten Jahrestagung wurde wieder der 
OSZE-Medienpreis verliehen, mit dem solche Journalis-

ten geehrt werden, die durch ihre Arbeit die OSZE-
Prinzipien fördern. Den diesjährigen Preis erhielt die 
CNN-Journalistin Christiane Amanpour, wobei die 
Entscheidung in Delegationskreisen durchaus kritisch 
bewertet wurde. Sowohl der OSZE-Medienbeauftragte 
Freimut Duve als auch die deutsche Delegation drück-
ten ihr Bedauern über die Entscheidung aus, da sie eine 
Verleihung des Preises an die jugoslawische systemkri-
tische Radiostation B 92 oder den in St. Petersburg 
tätigen Schriftsteller und Essayisten Viktor Kriwulin, 
einen engen Mitstreiter der ermordeten Duma-Abgeord-
neten Galina Starowojtowa, favorisierten.  
 
 
VII. Gemeinsamer Ausschuss 
 
Nachdem der Ständige Ausschuss am 6. Juli 1999 ent-
schieden hatte, den Resolutionsentwurf zum Kosovo auf 
einer gemeinsamen Sitzung aller drei Ausschüsse zu 
behandeln, fand diese Sitzung am 8. Juli 1999 unter der 
Leitung des Vorsitzenden des 1. Ausschusses Bruce 
George (Vereinigtes Königreich) statt. Der dort berate-
ne Resolutionsentwurf begrüßt die Umsetzung der Re-
solution 1244 des UN-Sicherheitsrates, den vollstän-
digen Rückzug der serbischen Streitkräfte, das Ende der 
NATO-Luftangriffe und den Einsatz der KFOR-Frie-
denstruppe, unterstützt den Stabilitätspakt für Südosteu-
ropa und fordert alle OSZE-Staaten auf, das Inter-
nationale Tribunal für das frühere Jugoslawien in sei-
nem Bemühen zu unterstützen, die Verantwortlichen für 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit vor Gericht zu 
bringen. Während der Sitzung gab es erbitterte Wortge-
fechte zwischen der russischen Delegation und den 
übrigen Delegationen. Umstritten war vor allem jene 
Passage des Resolutionsentwurfes, der Sanktionen ge-
gen solche Staaten vorsieht, die Kriegsverbrechern eine 
Zuflucht gewährten. Trotz des heftigen Widerstands der 
russischen Delegation setzte sich in dieser Frage die 
Position der westlichen Staatengemeinschaft durch.  
 
 
VIII.  Ausschuss für politische Angelegen-

heiten und Sicherheit 
 
Die Sitzungen des Ausschusses für politische Angele-
genheiten und Sicherheit fanden am 7., 8. und 9. Ju- 
li 1999 unter Vorsitz des Abgeordneten Bruce George 
(Vereinigtes Königreich) statt. Auf der Tagesordnung 
standen die Diskussion über den Bericht und Resoluti-
onsentwurf zum Thema „Gemeinsame Sicherheit und 
Demokratie im 21. Jahrhundert“ sowie die Wahl des 
Vorstandes des Ausschusses. 
 
Der Bericht von Alcee Hastings (USA) forderte die 
Reorganisation des OSZE-Entscheidungsprozesses 
durch die Einführung des „annähernden Konsensus“, 
die Stärkung der Rolle des OSZE-Generalsekretärs, die 
Errichtung einer speziellen OSZE-Akademie, die sich 
mit den Themen Wahlbeobachtung, Flüchtlingshilfe, 
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Zusammenarbeit zwischen zivilen und militärischen 
Kooperationen und der Entwicklung demokratischer 
Institutionen beschäftigt, die Einrichtung einer jederzeit 
verfügbaren permanenten multilateralen OSZE-Frie-
denstruppe, die stärkere Beteiligung und Repräsentation 
von Minderheitengruppen im politischen Gefüge der 
OSZE, die Anerkennung der OSZE-Troika mit besonde-
ren Rechten, die verstärkte Kontrolle der Implementie-
rung der in den OSZE-Konferenzen und -Verträgen 
eingegangenen Verpflichtungen sowie die Einberufung 
eines Forums, dem NGO, internationale Organisationen 
und die OSZE-Mitgliedstaaten angehören, mit dem Ziel, 
die Zusammenarbeit und Kooperation zu verbessern.  
 
Neben weiteren Resolutionsentwürfen befassten sich die 
Mitglieder des Ausschusses mit dem von der deutschen 
Delegation vorgelegten Resolutionsentwurf „Zur Rolle 
der OSZE in der Krisenprävention und Konflikt-
regelung“. Abgeordnete Uta Zapf (SPD) erläuterte den 
deutschen Entwurf, der als Handlungsstrategie zur zivi-
len Krisenverhütung und Konfliktbeilegung u. a. die 
Forderung enthielt, eine kleine militärische Planungs-
gruppe in der OSZE einzurichten, die in enger Zusam-
menarbeit mit anderen Sicherheitsorganisationen militä-
rischen Sachverstand für OSZE-Aufgaben beisteuert, 
Polizeiaufgaben in das OSZE-Mandat einzuschließen, 
die eine von allen OSZE-Mitgliedstaaten anerkannte 
Rechtsgrundlage für solche Aufgaben, die die OSZE auf 
dem Gebiet der zivilen Krisenverhütung und Konflikt-
beilegung durchführt zu schaffen; den annähernden 
Konsens einzuführen, das Autonomiekonzept zur Si-
cherstellung des Rechts auf religiöse und kulturelle 
Selbstbestimmung sowie das Rechenschaftspflichtskon-
zept der Mitgliedstaaten untereinander und gegenüber 
ihren eigenen Bürgern in Bezug auf die Umsetzung der 
vereinbarten Grundsätze und Verpflichtungen weiterzu-
entwickeln. 
 
Nach der Vorstellung des Resolutionsentwurfs wurde 
Abgeordnete Uta Zapf (SPD) zur Berichterstatterin für 
dieses Thema benannt. Nach intensiver Diskussion der 
Änderungsanträge einigte sich der Ausschuss auf einen 
Resolutionsentwurf, der im Wesentlichen die im deut-
schen Entwurf enthaltenen Forderungen übernahm.  
 
Auf ihrer letzten Sitzung am 9. Juli 1999 wählten die 
Mitglieder des Ausschusses den stellvertretenden Vor-
sitzenden, den finnischen Abgeordneten Kimmo  
Kiljunen, zu ihrem neuen Vorsitzenden, Alcee  
Hastings (USA) zum stellvertretenden Vorsitzenden und 
den Ungarn Andras Bársony zum Berichterstatter. 
 
 
IX. Ausschuss für wirtschaftliche Angelegen-

heiten, Wissenschaft, Technologie und 
Umwelt 

 
Die Sitzungen des Ausschusses für wirtschaftliche An-
gelegenheiten, Wissenschaft, Technologie und Umwelt 

fanden am 7., 8. und 9. Juli 1999 unter Vorsitz des Fran-
zosen Jacques Floch statt. Auf der Tagesordnung des 
Ausschusses standen der Bericht und Resolutions-
entwurf von Thomas Onken (Schweiz) und die Wahl 
des Vorstandes.  
 
Auf seiner ersten Sitzung des Ausschusses stellte Be-
richterstatter Thomas Onken seinen Bericht vor, der 
die Problematik des Generalthemas im Zeitalter der 
Globalisierung unter wirtschaftlichen und ökologischen 
Aspekten beleuchtet. Sein Resolutionsentwurf fordert, 
Bedingungen für einen fairen Handelsaustausch mit den 
Reformstaaten zu schaffen, die Maßnahmen zur Be-
kämpfung von Korruption und Wirtschaftskriminalität 
in den OSZE-Mitgliedstaaten zu intensivieren sowie die 
OSZE-Missionen mit einem Mandat für die Informati-
onssammlung, Evaluierung und einem Frühwarnsystem 
im wirtschaftlichen und ökologischen Bereich aus-
zustatten.  
 
Auf seiner letzten Sitzung am 9. Juli 1999 wurde der 
Franzose Jacques Floch als Vorsitzender wieder-
gewählt, ebenso wie Jerahmiel Grafstein (Kanada) als 
stellvertretender Vorsitzender. Die Schweizerin  
Barbara Haering wurde zur Berichterstatterin gewählt 
 
 
X. Ausschuss für Demokratie, Menschen-

rechte und humanitäre Fragen 
 
Die Sitzungen des Ausschusses für Demokratie, Men-
schenrechte und humanitäre Fragen fanden am 7., 8. 
und 9. Juli 1999 unter Vorsitz des deutschen Abgeord-
neten Prof. Gert Weisskirchen (SPD) statt. Auf der 
Tagesordnung des Ausschusses stand zunächst die Be-
handlung des Berichts und des Resolutionsentwurfs zum 
Thema „Verbesserung der Menschenrechtslage in den 
kürzlich unabhängig gewordenen Staaten“. Als Bericht-
erstatterin präsentierte Nino Burjanadze (Georgien) die 
Vorschläge und Forderungen des Resolutionsentwurfs, 
in dem die OSZE-Mitgliedstaaten aufgefordert werden, 
ihre nationale Gesetzgebung in Einklang mit den OSZE-
Verpflichtungen zu bringen, ihre Aufmerksamkeit auf 
den Schutz der Flüchtlinge und Vertriebenen und die 
Verbesserung ihrer Lebenssituation zu lenken, die  
bestehenden OSZE-Konfliktverhütungsmechanismen 
sowie die Möglichkeiten der bestehenden OSZE-Insti-
tutionen auszuschöpfen, die bestehende Konsensregel 
im OSZE-Entscheidungsprozess zu ändern und das 
Prinzip des „annähernden Konsensus“ zu übernehmen, 
die Beobachtung der Menschenrechtssituation in das 
Mandat der OSZE-Missionen aufzunehmen und nach 
der Durchführung von Wahlbeobachtungsmissionen die 
betreffenden Staaten dazu zu verpflichten, auf die Emp-
fehlungen und Beobachtungen der OSZE-Missionen zu 
antworten. 
 
In der anschließenden Debatte über den Entschließungs-
entwurf wurde von vielen Delegierten übereinstimmend 
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die Bedeutung freier Medien und die Verbesserung der 
Menschenrechtslage für die demokratische Entwicklung 
der unabhängig gewordenen Staaten hervorgehoben. 
Delegierte aus den betroffenen Staaten betonten demge-
genüber, dass die westliche Rezeption des Begriffs 
„Zivilgesellschaft“ in den Post-Sowjetgesellschaften nur 
bedingt gelten könne, da die für den Westen typische 
Betonung der Individualität der Bürger dort nur in ei-
nem langfristigen Transformationsvorgang erreichbar 
sei. Die OSZE müsse sich in Zukunft vielmehr verstärkt 
der schwierigen Abgrenzung zwischen Selbstbestim-
mungsrecht der Völker und dem Grundsatz territorialer 
Integrität widmen. Diese Frage spiele angesichts ver-
schiedener auf Eigenstaatlichkeit pochender ethnischer 
Gruppen (z. B. in Tschetschenien) eine herausragende 
Rolle. Die Ausschussmitglieder einigten sich nach 
durchaus kontroverser Diskussion auf einen Entschlie-
ßungstext, der verglichen mit dem Entwurf der Bericht-
erstatterin zahlreiche Ergänzungen und Änderungen 
beinhaltet. 
 
Des Weiteren widmete sich der Ausschuss den Resolu-
tionsentwürfen zu den Themen „Frauen und Kinderhan-
del“, dem „Attentat auf die russische Duma-Abge-
ordnete Galina Starowojtowa“ und der „Rechtsstaat-
lichkeit und Menschenrechte in der Russischen Födera-
tion“. Gegen den Widerstand der russischen Delegation 
griff letztere Resolution den Fall des Umweltschützers 
Alexander Nikitin auf, der aufgrund seiner Aktivitäten 
Opfer der staatlichen Verfolgung wurde. In der zu die-
sem Punkt geführten Ausschussdebatte traten wiederum 
zwischen den russischen und den übrigen Delegationen 
gegensätzliche Grundsatzpositionen zutage: auf der 
einen Seite das von den russischen Vertretern vertretene 
Prinzip der staatlichen Souveränität, auf der anderen 
Seite das von den westlichen Staaten eingeforderte 
Prinzip der individuellen Grund- und Menschenrechte. 
Die russische Delegation konnte aber letztlich nicht 
verhindern, dass Russland ausdrücklich zu einem 
rechtsstaatlichen Verhalten in diesem Fall aufgefordert 
wurde. 
 
Auf ihrer letzten Sitzung am 9. Juli 1999 wählten die 
Mitglieder des Ausschusses Prof. Gert Weisskirchen 
(SPD) wieder zu ihrem Vorsitzenden, Dorota  
Simonides (Polen) zur stellvertretenden Vorsitzenden 
und Nino Burjanadze (Georgien) zur Berichterstatterin. 
 
 

XI. Das Treffen der Parlamentarierinnen am  
6. Juli 1999 

 
Auf Einladung der russischen Abgeordneten Jelena 
Borisowna Mizulina trafen sich die Parlamentarierin-
nen der PV OSZE am 6. Juli 1999, um über frauenspezi-
fische Themen zu diskutieren. Von deutscher Seite 
nahmen Abgeordnete Prof. Dr. Rita Süssmuth (CDU/ 
CSU), Abgeordnete Monika Griefahn (SPD) und Ab-

geordnete Rita Grießhaber (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) an dem Treffen teil.  
 
In ihren Eingangserklärungen beklagte die Präsidentin 
der PV OSZE, Helle Degn, die weiterhin existierende 
Dominanz von Männern in politischen Spitzenpositio-
nen und forderte die Teilnehmerinnen auf, Frauen ver-
stärkt zu unterstützen, um so das Ungleichgewicht zwi-
schen Frauen und Männern in der Politik zu beseitigen. 
Die russische Gastgeberin Jelena Borisowna Mizulina 
stellte einen Bericht vor, der die Diskrepanz zwischen 
rechtlichen Vorschriften und der gesellschaftlichen 
Realität in Fragen der Gleichberechtigung darstellte, 
betonte aber die natürlichen Unterschiede zwischen 
Männern und Frauen. Sie forderte, dass sich Frauen vor 
allem auf die weiblichen Werte besinnen und diese in 
der Politik umsetzen sollten. Im Anschluss an die Ein-
gangserklärungen gaben die Beauftragte für Gleichstel-
lungsfragen in der OSZE, Dr. Monika Wohlfeld, und 
Alison Jolly vom OSZE-Generalsekretariat einen Be-
richt über ihre Arbeit in den zurückliegenden Monaten. 
Sie schilderten die von ihnen initiierten Programme zur 
Förderung von Frauen in den OSZE-Mitgliedstaaten 
und die Projekte zur Bekämpfung des Frauenhandels 
und von Menschenrechtsverletzungen an Frauen. 
 
Nach diesen Berichten entwickelte sich eine Diskussion 
über die Situation von Frauen in den OSZE-Staaten. 
Mehrere Abgeordnete aus Skandinavien schilderten ihre 
Erfahrungen mit Quoten für weibliche Abgeordnete in 
den Parlamenten und führten übereinstimmend aus, dass 
ohne Quoten der Anteil der Frauen in der Politik die nun 
erreichten 50 Prozent nicht erreicht hätte. Demgegen-
über lehnte Nino Burjadnadse (Georgien) die Einfüh-
rung von Quoten entschieden ab und äußerte, sie wolle 
als die bessere Politikerin mit den besseren Konzepten 
gewählt werden und nicht nur deshalb, weil sie eine 
Frau sei. Die weitere Diskussion konzentrierte sich auf 
das Thema Vergewaltigung von Frauen durch Serben 
im Kosovo, wobei von allen Teilnehmerinnen eine 
besondere Betreuung der Opfer durch die OSZE gefor-
dert wurde.  
 
 
XII. Plenarsitzungen 
 
Die Plenarsitzungen der PV OSZE fanden am 6., 9. und 
10. Juli 1999 statt. Mehr als 40 Redner und Rednerinnen 
ergriffen das Wort und sprachen unter anderem über die 
Lage der Menschenrechte in den OSZE-Mitgliedstaaten, 
die durch die Organisierte Kriminalität hervorgerufenen 
Gefahren, die Folgen der Globalisierung, die Behebung 
des Demokratiedefizits in der OSZE und die Zusam-
menarbeit mit anderen internationalen Organisationen. 
Zentrale Themen der Debatte waren jedoch die Folgen 
des Kosovo-Konfliktes für die OSZE und die zukünftige 
Rolle der OSZE in der euro-atlantischen Sicherheits-
struktur. 
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Der Vorsitzende des Ausschusses für Demokratie, Men-
schenrechte und humanitäre Fragen, Abgeordneter Prof. 
Gert Weisskirchen (SPD), rief die Delegierten auf, 
sich stärker als bisher für eine Umsetzung der OSZE-
Beschlüsse in den nationalen Parlamenten einzusetzen. 
In der Welt stünden sich zwei Konzepte des National-
staats gegenüber: einerseits das Konzept des heterogen 
und des homogenen Nationalstaats andererseits. Die 
zurückliegenden Vorgänge auf dem Balkan hätten ge-
zeigt, dass unbedingt das Konzept des heterogen Natio-
nalstaats für eine zukünftige friedliche Entwicklung zu 
fördern sei. Die stellvertretende Delegationsleiterin 
Abgeordnete Prof. Dr. Rita Süssmuth (CDU/CSU) 
führte nochmals die Gründe für das militärische Ein-
greifen der NATO auf dem Balkan an. Sie rechtfertigte 
die Luftangriffe auf Jugoslawien mit dem Hinweis auf 
die vor allem von serbischer Seite an den Albanern 
begangenen massiven Menschenrechtsverletzungen und 
ihre systematische Vertreibung aus der von ihnen ange-
stammten Heimat. Nach den ungezählten Warnungen an 
die serbische Seite habe nur das entschlossene Handeln 
der NATO ein Ende der Verbrechen bewirken können. 
Abgeordnete Uta Zapf (SPD) ging in ihrem Redebei-
trag auf die Zukunft des Kosovo ein und betonte, für ein 
friedliches Zusammenleben im Kosovo sei die Bildung 
von schlagkräftigen und einsatzbereiten Polizeikräften 
von hoher Bedeutung. Für einen zukünftigen Stabili-
tätspakt seien Demokratie, die Beachtung der Men-
schenrechte und eine Sicherheitsgarantie von fundamen-
taler Bedeutung, wobei es Aufgabe der noch zu bilden-
den Demokratieteams sei, sich um die Realisierung 
dieser Ziele zu kümmern. Der Vizepräsident der PV 
OSZE, Abgeordneter Willy Wimmer (CDU/CSU), 
stellte in seinem Redebeitrag die Frage nach der völker-
rechtlichen Absicherung der NATO-Militärschläge 
gegen Rest-Jugoslawien und verwies darauf, dass die 
Militäreinsätze der NATO ohne Zustimmung des UN-
Sicherheitsrates durchgeführt wurden. Ein solches Vor-
gehen stelle einen gefährlichen Präzedenzfall für zu-
künftige Auseinandersetzungen in Europa und der übri-
gen Welt dar. Nur die UN habe das ausdrückliche 
Recht, über solche Aktionen, wie die Luftangriffe auf 
Rest-Jugoslawien, zu entscheiden. 
 
Schatzmeister Sir Peter Emery, dessen Amtszeit in  
St. Petersburg zu Ende ging, berichtete, dass von den  
54 OSZE-Mitgliedstaaten 50 ihre Beiträge in vollem 
Umfang entrichtet hätten, womit fast 98 % der fälligen 
Beitragssumme eingegangen sei, und dass die Ausgaben 
des laufenden Jahres innerhalb des vorgesehenen Bud-
gets lägen. Er schlug für das nächste Haushaltsjahr eine 
Erhöhung von 4 % vor, damit die Ausstattung des Inter-
nationalen Sekretariats mit modernen Kommunikati-
onsmitteln fortgesetzt werden könne.  
 
Der Generalsekretär der PV OSZE, R. Spencer Olivier, 
hob in seinem Rechenschaftsbericht besonders den 
Erfolg der verschiedenen Wahlbeobachtungsmissionen 

hervor. Die PV OSZE habe sich mittlerweile zur füh-
renden Organisation auf diesem Gebiet entwickelt. Als 
weitere wichtige Herausforderungen für das kommende 
Jahr nannte er die Bildung der Demokratieteams und 
ihren Einsatz im Kosovo. 
 
Nach artikelweiser Abstimmung über die drei vorgeleg-
ten Dokumente zum Generalthema sowie die acht Reso-
lutionen zu den zusätzlichen Beratungsgegenständen 
wurde am 10. Juli 1999 mit überwältigender Mehrheit 
das Schlussdokument der Achten Tagung der PV OSZE, 
die Erklärung von St. Petersburg, verabschiedet.  
 
 

XIII. Wahl des Präsidiums 
 
Den Abschluss der Achten Jahrestagung bildete die 
Wahl des Präsidiums am 10. Juli 1999. Die bisherige 
Präsidentin der Parlamentarischen Versammlung, Helle 
Degn (Dänemark), kandidierte für eine weitere Amtspe-
riode und wurde ohne Gegenkandidaten bis zum Ende 
der Wahlperiode 2000 wiedergewählt. Daneben wählten 
die Mitglieder der Versammlung den Franzosen Claude 
Estier, den Briten Bruce George, den Ukrainer Igor 
Ostasch und den Esten Tiit Käbin zu ihren neuen Vi-
zepräsidenten. Der Kanadier Bill Graham wurde als 
Nachfolger von Sir Peter Emery zum Schatzmeister 
der PV OSZE gewählt.  
 
 
 
Wolfgang Thierse 
(Präsident des Deutschen Bundestages) 
 
 

XIV. Anhang  
 
Erklärung von St. Petersburg 
 
Übersicht über die Funktionsträger der PV OSZE 
 
 

Präambel 
 
1. Wir, die Parlamentarier der Teilnehmerstaaten der 

OSZE, sind vom 6. bis 10. Juli als parlamenta- 
rische Institution der OSZE in St. Petersburg zu-
sammengekommen, um Entwicklungen im Hin-
blick auf die Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa zu bewerten und den Ministern der OSZE 
unsere Vorstellungen vorzutragen. 

2. Wir wünschen dem OSZE-Gipfel im November 
1999 in Istanbul jeden erdenklichen Erfolg und 
machen ihn auf die nachfolgenden Erklärungen 
und Empfehlungen aufmerksam. 
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ENTSCHLIESSUNG 

ZUR 

LAGE IM KOSOVO 
 

Die Parlamentarische Versammlung der OSZE, 
 
1. mit lebhafter Genugtuung über die Annahme der 

Resolution 1244 des Sicherheitsrats der Vereinten 
Nationen, den vollständigen Rückzug aller serbi-
scher Sicherheitskräfte, das Ende der Luftschläge 
der NATO sowie die Stationierung der KFOR und 
andere Schritte in Richtung auf die Normalisierung 
der Lage und die Wiederherstellung der Stabilität, 
der Sicherheit und der Achtung der Menschenrech-
te im Kosovo; 

 
2. mit Genugtuung über den Stabilitätspakt für Süd-

osteuropa, der die Staaten der Region durch Förde-
rung der Zusammenarbeit, des wirtschaftlichen 
Wohlstands, der Demokratie und der Achtung der 
Menschenrechte stärken will, um in der gesamten 
Region Stabilität zu erreichen; 

 
3. die führende Rolle der Vereinten Nationen unter-

stützend, was die Durchführung des Friedensplans 
der internationalen Gemeinschaft angeht, mit dem 
der Gewalt ein Ende gesetzt und eine politische 
Lösung im Kosovo herbeigeführt werden soll und 
die Folgen des dortigen bewaffneten ethnischen 
Konflikts in Übereinstimmung mit der Resolution 
1244 des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
beseitigt werden sollen; 

 
4. in Anerkennung der Bedeutung der Schaffung der 

Voraussetzungen für die friedliche und sichere 
Entwicklung aller Volksgruppen im Kosovo und 
der Sicherstellung der Rechte und Grundfreiheiten 
der dort lebenden nationalen Minderheiten; 

 
5. unter Hinweis auf die Beteiligung der Parlamenta-

rischen Versammlung der OSZE an den Bemü-
hungen um eine Lösung der Kosovo-Krise; 

 
6. mit Genugtuung über die Fortschritte der internati-

onalen Gemeinschaft und regionaler Akteure bei 
der Umsetzung einer Friedensvereinbarung und 
der Durchsetzung der entsprechenden Resolutio-
nen des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen; 

 
7. eingedenk der einzigartigen Stellung der OSZE im 

Hinblick auf eine Hilfeleistung im Kosovo ange-
sichts ihrer Grundlagen, ihrer Erfahrung, ihrer 
weitgespannten Mitgliedschaft und ihrer bereits 
substanziellen Präsenz und Beteiligung in der Re-
gion; 

 
8. feststellend, dass dauerhafter Friede und Stabilität 

in der Region Gerechtigkeit für alle Bürger und die 

Festigung der auf Demokratie, Achtung der Men-
schenrechte und Rechtsstaatlichkeit beruhenden 
Zivilgesellschaft voraussetzen; 

 
9. betonend, dass alle Flüchtlinge und Vertriebenen 

aus dem Kosovo das Recht haben, in Frieden und 
Sicherheit in ihre Wohnungen zurückzukehren; 

 
10. die Verpflichtung aller beteiligten Parteien un-

terstreichend, Verträge und Vereinbarungen einzu-
halten; 

 
11. in Anerkennung des wesentlichen Beitrags Alba-

niens und der Ehemaligen Jugoslawischen Repu-
blik Mazedonien zusammen mit anderen Nachbar-
staaten in der Region und internationalen Hilfsor-
ganisationen durch ihr positive Reaktion zur Be-
grenzung der Folgen und Implikationen der Koso-
vo-Flüchtlingskrise; 

 
12. feststellend, dass internationale Organisationen, 

darunter auch Bedienstete der Vereinten Nationen, 
berichtet haben, dass ungefähr zum Zeitpunkt des 
Einmarsches internationaler Streitkräfte in das Ko-
sovo 1 500 – 5 000 Gefangene aus dem Kosovo in 
Gefängnisse in Serbien verlegt wurden und dass 
das serbische Justizministerium die Durchführung 
solcher Verlegungen bestätigt hat; 

 
13. unterstützt die OSZE-Mission im Kosovo sowie 

andere Gremien und Einrichtungen der OSZE bei 
ihren Aktivitäten und Bemühungen zur Gewähr-
leistung des Friedens, der Sicherheit und des Auf-
baus einer Zivilgesellschaft im Kosovo; 

 
14. unterstützt die Wiedereinrichtung der OSZE-

Langzeitmission im Kosovo und empfiehlt darüber 
hinaus, angesichts der Erfahrungen mit der Koso-
vo-Verifikationsmission und der bei ihrer Statio-
nierung gewonnenen Erkenntnisse, dass diese Mis-
sion sich vorrangig dem Aufbau von Institutionen 
und der Demokratie widmen und möglichst viele 
OSZE-Teilnehmerstaaten einbeziehen sollte; 

 
15. begrüßt den aktiven Beitrag der OSZE zur Einrich-

tung einer zivilen Implementierungsmission im 
Kosovo, wie sie von den Vereinten Nationen vor-
geschlagen wurde; 

 
16. erklärt sich bereit, mit den besonderen Fähigkeiten 

von Parlamentariern zum Wiederaufbau des Koso-
vo beizutragen und dazu ein Team für Parlamenta-
rische Demokratie zu bilden, das sich regelmäßig 
in das Kosovo begibt, um dort mit Führern der 
Volksgruppen, Parteien und Behörden sowie Ver-
tretern einschlägiger internationaler Organisatio-
nen zusammenzutreffen, damit der Wiederaufbau 
der Zivilgesellschaft, der Schutz der Menschen-
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rechte, die Förderung der Demokratie und die 
Rechtsstaatlichkeit vorangebracht werden; 

 
17. empfiehlt die koordinierte Durchführung ziviler 

und militärischer Anstrengungen in der Region, 
um für Hilfe und Unterstützung höchster Qualität 
für alle Völker des Kosovo und humanitäre Hilfe 
für die übrigen Teile der Bundesrepublik Jugosla-
wien zu sorgen; 

 
18. fordert alle im Kosovo engagierten Parteien nach-

drücklich auf, die größten Anstrengungen zu un-
ternehmen, um die sichere Rückkehr und Wieder-
ansiedlung aller Flüchtlinge und Vertriebenen si-
cherzustellen – ohne Ansehen ihrer ethnischen Zu-
gehörigkeit, religiösen Überzeugungen oder politi-
schen Orientierung – und auf eine Versöhnung 
zwischen allen Teilen der Gesellschaft hinzuar-
beiten; 

 
19. fordert alle Behörden der Bundesrepublik Jugo-

slawien auf, dem Internationalen Komitee vom 
Roten Kreuz in Übereinstimmung mit dem 
internationalen humanitären Recht sofort und 
andauernd Zugang zu allen in Verbindung mit der 
Kosovo-Krise festgenommenen Gefangenen zu 
gewähren, die humane Behandlung solcher 
Gefangener sicherzustellen und die Freilassung 
aller dieser Gefangener zu veranlassen; 

 
20. fordert die Regierungen nachdrücklich auf, alle 

verfügbaren Maßnahmen zu ergreifen, um den so-
fortigen Zugang des IKRK zu den genannten Ge-
fangenen zu ermöglichen und ihre baldige Freilas-
sung sicherzustellen; 

 
21. fordert die Kosovo-Befreiungsarmee und andere 

bewaffnete Gruppen im Kosovo auf, wie dies in 
der Resolution 1244 des Sicherheitsrats der Ver-
einten Nationen niedergelegt ist, in vollem Um-
fang ihren Verpflichtungen nachzukommen, ihre 
Waffen abzugeben und feindselige Handlungen 
einzustellen, die die Entzweiungen zwischen den 
Volksgruppen weiter vertiefen und in der Region 
zusätzliche Konflikte auslösen sollen; 

 
22. ersucht die Teilnehmerstaaten der OSZE sowie 

internationale Institutionen wie die Europäische 
Union, sich mit Dringlichkeit auf einen Plan für 
den physischen und wirtschaftlichen Wiederaufbau 
unter einheitlicher Führung zu verständigen und 
diesen Plan umzusetzen, und zwar in Zusammen-
arbeit mit allen kooperationswilligen Regierungen, 
Organisationen und Finanzinstitutionen der Region 
sowie subregionalen Organisationen und Prozes-
sen, wobei ein ganzheitlicher Ansatz anzuwenden 
ist, der sicherstellt, dass zur Gewährleistung einer 
nachhaltigen wirtschaftlichen, sozialen, kulturel-

len, ökologischen und politischen Entwicklung die 
besten verfügbaren Lösungen gewählt werden; 

 
23. legt der Europäischen Union und den übrigen 

zuständigen internationalen Organisationen und 
Institutionen nahe, eine umfassende internationale 
Langzeitstrategie für die wirtschaftliche Stabilisie-
rung und Entwicklung der Staaten der Balkanregi-
on im Geiste des Stabilitätspakts für Südosteuropa 
zu entwerfen und dabei auch die beschleunigte In-
tegration dieser Staaten in die europäischen und 
euroatlantischen Strukturen als Mittel zur Errei-
chung dieses Ziels zu berücksichtigen; 

 
24. verlangt sofortige Hilfsmaßnahmen zur Entschädi-

gung der an das Kosovo grenzenden Staaten, ins-
besondere Albaniens, der Ehemaligen Jugoslawi-
schen Republik Mazedonien und Montenegros, die 
einen massiven Flüchtlingszustrom zu bewältigen 
hatten, sowie anderer Nachbarländer, die im An-
schluss an die Blockade von Verkehrswegen, ins-
besondere der Binnenschifffahrt auf der Donau, 
einen Rückgang ihrer Exporte und Importe erlitten 
haben; 

 
25. unterstreicht, dass die durchzuführenden Hilfspro-

gramme neben den Notsituationen auch der Ver-
zögerung Rechnung tragen sollten, die bei dem 
globalen Reformprozess in den Staaten der Region 
schon vor Beginn des Konflikts aufgetreten war; 

 
26. ersucht die Regierungen der Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union sicherzustellen, dass der wirt-
schaftliche und soziale Wiederaufbau des Balkans 
der gegenwärtigen allmählichen Erweiterung der 
Union nicht schadet und insbesondere nicht die für 
diesen Zweck vorgesehenen wirtschaftlichen und 
finanziellen Mittel schmälert; 

 
27. unterstützt die Vorschläge der Wirtschaftskommis-

sion der Vereinten Nationen für Europa für die 
Umsetzung neuer Strategien in der Balkanregion, 
insbesondere in Bezug auf eine Verstärkung der 
subregionalen und grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit; 

 
28. fordert die OSZE-Teilnehmerstaaten nachdrück-

lich auf, das Internationale Tribunal für das ehema-
lige Jugoslawien bei seinen Bemühungen zu unter-
stützen, allen Völkern der Region Gerechtigkeit 
widerfahren zu lassen und dafür zu sorgen, dass 
wegen verbrecherischer Handlungen angeklagte 
Personen vor Gericht gestellt werden und einen 
rechtsstaatlichen Prozess erhalten; 

 
29. erinnert an die in der Resolution 827 des Si-

cherheitsrats der Vereinten Nationen vom 
25. Mai 1993 enthaltene rechtlich bindende Ver-
pflichtung der Staaten, uneingeschränkt mit dem 
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Internationalen Tribunal für das ehemalige Jugo-
slawien zusammenzuarbeiten und fordert darum 
alle Staaten auf, auf ihrem Staatsgebiet befindliche 
angeklagte Personen festzunehmen und dem Ge-
richtshof zügig zu überstellen; verurteilt alle Be-
strebungen, durch den Gerichtshof angeklagten 
Personen Zuflucht vor dem Gesetz zu bieten; un-
terstützt Sanktionen gegen jeden Staat, der solchen 
Personen irgendeinen Schutz vor Verhaftung bie-
tet, fordert alle Regierungen, die Informationen 
über behauptete Kriegsverbrechen, Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit und Völkermord besit-
zen, auf, alle diese Informationen unverzüglich 
dem Internationalen Gerichtshof für das ehemalige 
Jugoslawien zur Verfügung zu stellen und regt die 
Erörterung von Maßnahmen an, die ergriffen wer-
den sollten, um wegen solcher Verbrechen ange-
klagte Personen festzunehmen, wobei das Ziel in 
der Vereinbarung eines Aktionsplans besteht, der 
zur unverzüglichen Überstellung der Angeklagten 
in den Gewahrsam des Gerichtshofs führt; 

 
30. unterstützt die Verhandlungen zur Errichtung einer 

dauerhaften Vereinbarung und Lösung im Hinblick 
auf die Krise zwischen den Kosovo-Albanern und 
den jugoslawischen Bundesbehörden, unter Ach-
tung der territorialen Integrität der Bundesrepublik 
Jugoslawien sowie der politischen und bürgerli-
chen Rechte aller Einwohner des Kosovo; 

 
31. ermutigt zu allen tragfähigen Bemühungen um die 

Schaffung regionaler Stabilität und die Förderung 
gutnachbarlicher Beziehungen für die Zukunft auf 
dem Balkan, darunter auch den Stabilitätspakt für 
Südosteuropa; 

 
32. ist der Auffassung, dass das serbische Volk wie 

alle Völker Anspruch auf ein Leben unter demo-
kratischen Institutionen hat und dass solche Insti-
tutionen in ganz Serbien und Montenegro für die 
Umsetzung jeder Vereinbarung über das Kosovo 
und die langfristige Stabilität der gesamten Region 
von wesentlicher Bedeutung sind und empfiehlt 
darum, dass das Büro für demokratische Institutio-
nen und Menschenrechte und andere OSZE-
Institutionen ein organisiertes Programm aufstel-
len, um die demokratische Entwicklung in Serbien 
zu unterstützen und zu fördern und sie in Monte-
negro zu schützen; 

 
33. fordert die Regierung der Bundesrepublik Jugos-

lawien nachdrücklich auf, demokratische politi-
sche Rechte in vollem Umfang zu entwickeln – 
einschließlich des freien Zugangs der Opposition 
zu den Medien – und in Zusammenarbeit mit der 
demokratischen Opposition in Übereinstimmung 
mit den hohen Anforderungen der OSZE freie und 
gerechte Wahlen anzusetzen und abzuhalten; 

34. fordert die Führung der Internationalen Sicher-
heitspräsenz nachdrücklich auf, die erforderlichen 
Schritte einzuleiten, um die körperliche Sicherheit 
aller Bewohner des Kosovo unter Einschluss der 
serbischen Minderheit, den Schutz ihrer religiösen 
und kulturellen Rechte und Freiheiten einschließ-
lich der Erhaltung der Integrität und Unverletz-
lichkeit des geheiligten nationalen Erbes sowie 
kultureller historischer Denkmäler zu gewähr-
leisten. 

 
 

ENTSCHLIESSUNG 

ZUR 

VERBESSERUNG DES DEMOKRATIEDEFIZITS 

IN DER OSZE 
 

Die Parlamentarische Versammlung der OSZE, 
 
1. daran erinnernd, dass die ursprünglichen Bestim-

mungen für die Schaffung der Parlamentarischen 
Versammlung der OSZE in der Charta von Paris 
für ein Neues Europa enthalten sind und dass sie 
vorsehen, dass die Parlamentarischen Strukturen 
der KSZE auf den vorhandenen Erfahrungen und 
der bereits geleisteten Arbeit auf dem Gebiet der 
Parlamentarischen Institutionen, wie z. B. der Par-
lamentarischen Versammlung des Europarats und 
des Europaparlaments, basieren; 

 
2. unter Betonung der entscheidenden Rolle der Par-

lamente und Parlamentarier als Hüter der Demo-
kratie, der Rechtsstaatlichkeit und der Achtung der 
Menschenrechte auf nationaler wie auf internatio-
naler Ebene; 

 
3. unterstreichend, dass demokratische Kontrolle und 

Verantwortlichkeit notwendige Elemente der 
Transparenz, der Glaubwürdigkeit und der Effekti-
vität sind; 

 
4. unterstreichend, dass das Bestehen eines Demokra-

tiedefizits in internationalen Organisationen das 
generelle Ansehen von Parlamentariern auf natio-
naler wie auf internationaler Ebene beeinträchtigt; 

 
5. darauf hinweisend, dass die Parlamentarische 

Versammlung des Europarats weitreichende Be-
fugnisse und Verpflichtungen bei den Entschei-
dungen des Europarats besitzt, wie z. B. mit ihrer 
Stellungnahme gegenüber dem Ministerkomitee 
und der Wahl des Generalsekretärs, des Stell-
vertretenden Generalsekretärs und der Richter des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte; 
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6. feststellend, dass das Europäische Parlament weit-

reichende Befugnisse und Verpflichtungen bei den 
Entscheidungen der Europäischen Union besitzt, 
wie bei der Bestätigung des jährlichen Haushalts, 
der Billigung der Nominierungen für die Europä-
ische Kommission und der Kontrolle der Tätigkeit 
der Kommission; 

 
7. empfiehlt, dass der Ministerrat der OSZE vor 

wichtigen Entscheidungen, welche in zukünftigen 
Konsultationen definiert werden müssen, ver-
pflichtet sein sollte, die Meinung der Parlamentari-
schen Versammlung zu hören; 

 
8. schlägt vor, dass der Generalsekretär der OSZE 

durch eine Mehrheitswahl von der Parlamentari-
schen Versammlung während ihrer Jahresver-
sammlung gebilligt wird; 

 
9. bittet, dass der Generalsekretär, der Direktor des 

Büros für Demokratische Institutionen und Men-
schenrechte, der Hohe Kommissar für Nationale 
Minderheiten und der OSZE-Beauftragte für Me-
dienfreiheit über ihre Aktivitäten und ihre Haus-
haltsausgaben gegenüber dem Ständigen Aus-
schuss der Parlamentarischen Versammlung der 
OSZE berichten; 

 
10. schlägt vor, dass die Mitglieder der Parlamentari-

schen Versammlung die Möglichkeit erhalten, 
zwischen den Plenartagungen schriftliche Anfra-
gen an den Amtierenden Vorsitzenden zu richten. 

 
 

ENTSCHLIESSUNG 

ZUR 

LAGE IN WEISSRUSSLAND 
 
Die Parlamentarische Versammlung der OSZE, 
 
1. unter Hinweis auf ihre Besorgnisse im Hinblick 

auf die Lage in Weißrussland, wie sie in der War-
schauer Erklärung der Sechsten Jahrestagung zum 
Ausdruck kommen; 

 
2. in Anbetracht des Fortbestehens schwerwiegender 

Meinungsverschiedenheiten zwischen den politi-
schen Kräften in Weißrussland; 

 
3. angesichts der für das Jahr 2000 angesetzten be-

vorstehenden Parlamentswahlen; 
 
4. eingedenk des Ablaufs der Mandate für den  

13. Obersten Sowjet und die derzeitige Legislative 
im Jahr 2000; 

 
5. in der Erkenntnis früherer Mängel des weiß-

russischen Wahlsystems; 
 
6. fordert alle politischen Kräfte in Weißrussland 

nachdrücklich auf, bei konstruktiven Gesprächen 
zusammenzuarbeiten und nach Wegen aus der po-
litischen Sackgasse zu suchen; 

 
7. unterstützt auch weiterhin die Arbeit der Bera-

tungs- und Überwachungsgruppe der OSZE in 
Weißrussland (AMG), insbesondere im Hinblick 
auf ihre Überwachung von Menschenrechtsfragen 
und der politischen Lage in Weißrussland; 

 
8. weist die Ad-hoc-Arbeitsgruppe Weißrussland der 

Parlamentarischen Versammlung der OSZE an, 
 
a. sich weiterhin darum zu bemühen, alle Seiten in 

einen sinnvollen Dialog über Wahlen einzubezie-
hen, wie er auf der jüngsten Sitzung in Bukarest 
begonnen wurde; 

 
b. den politischen Dialog mit Weißrussland auszu-

weiten, um Wahlen unter Bedingungen abzuhalten, 
die für alle politischen Seiten annehmbar sind und 
die zu für beide Seiten annehmbaren Ergebnissen 
führen sowie 

 
c. auf die Koordinierung und Wiedereingliederung 

anderer internationaler Organisationen in Weiß-
russland hinzuarbeiten, vor allem im Hinblick auf 
die Erbringung technischer Hilfe bei der Vorberei-
tung der bevorstehenden Wahlen (Hilfe bei der 
Abfassung des Wahlgesetzes, Medienbeobachtung 
und -förderung, Schulung der Mitglieder der 
Wahlkommissionen, Schulung inländische Beob-
achter usw.); 

 
9. fordert die Regierung Weißrusslands auf, 
 
a. den Wahlverfahren und der Durchführung der 

Wahlen in Übereinstimmung mit den Verpflich-
tungen der OSZE zuzustimmen und 

 
b. den politischen Parteien und den Oppositionsgrup-

pen Sendezeit im staatlichen Rundfunk und Fern-
sehen zu gewähren; 

 
10. ersucht die Regierungen der OSZE und inter-

nationale Organisationen, ihre Unterstützung für 
die Entwicklung eines demokratischen Wahlpro-
zesses in Weißrussland zum Ausdruck zu bringen 
und die jeweils gebotene und erforderliche Hilfe-
stellung zu leisten.  
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ENTSCHLIESSUNG 

ZUR 

REGIONALEN INFRASTRUKTUR 

IN SÜDOSTEUROPA 
 
Die Parlamentarische Versammlung der OSZE, 
 
1. unter Berücksichtigung der Entwicklungen in 

Serbien-Montenegro während der Petersburger 
Tagung der Parlamentarischen Versammlung der 
OSZE; 

 
2. angesichts der Dringlichkeit einer Verankerung der 

Grundsätze der Demokratie, der Toleranz und der 
internationalen Zusammenarbeit, wie sie in der 
Charta der Vereinten Nationen und der Schlussakte 
von Helsinki niedergelegt sind; 

 
3. ferner in Anerkennung der Bedeutung der Um-

wandlung Südosteuropas in einen integrierenden 
Bestandteil Gesamteuropas und der Förderung der 
regionalen Zusammenarbeit zwischen den Staaten 
der Region unter Einschluss der Bundesrepublik 
Jugoslawien; 

 
4. fordert die Teilnehmerstaaten der OSZE auf, die 

nötigen Mittel bereitzustellen, um die Völker Süd-
osteuropas bei ihren Bestrebungen um einen Frie-
den sowie politische und wirtschaftliche Stabilität 
zu unterstützen und dabei vorrangig – auch in Ser-
bien – diejenigen Infrastrukturprojekte zu berück-
sichtigen, die dem humanitären und wirtschaftli-
chen Wohlergehen der Staaten der Region zugute 
kommen, die von der serbischen Infrastruktur ab-
hängig sind. 

 
 
GEMEINSAME SICHERHEIT UND DEMOKRATIE 

IM 21. JAHRHUNDERT 
 

KAPITEL I 
 

(POLITISCHE ANGELEGENHEITEN UND  
SICHERHEIT) 

 
Die Parlamentarische Versammlung der OSZE, 
 
1. unter Hinweis darauf, dass die OSZE als die einzi-

ge gesamteuropäische Organisation auf dem Ge-
biet der Sicherheit errichtet wurde, von ihrer Mit-
gliedschaft überaus breit angelegt ist und sich mit 
Sicherheitsfragen umfassend auseinandersetzt, da-
runter auch mit militärischen und politischen As-
pekten, Konfliktverhütung und Krisenbewältigung, 

der menschlichen Dimension und der wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit im OSZE-Gebiet; 

 
2. sowie unter Hinweis darauf, dass die OSZE nicht 

nur bei der Konfliktverhütung und der Normalisie-
rung der Lage nach Konflikten, sondern auch bei 
der Konfliktbewältigung unter Einschluss der Frie-
denserhaltung eine führende Rolle spielen muss; 

 
3. in der Erkenntnis, dass sich das politische und das 

Sicherheitsumfeld im Wandel befinden und dass 
die OSZE aufgrund dieser sich ändernden Um-
stände vor neuen Herausforderungen steht; 

 
4. in der Erkenntnis, dass sich die OSZE mit diesen 

neuen Herausforderungen auseinandersetzen muss, 
um Lösungen zu finden und die Organisation bes-
ser auf die Herausforderungen des nächsten Jahr-
hunderts vorzubereiten; 

 
5. in Anerkennung des wertvollen Beitrags des Ver-

trags über konventionelle Streitkräfte in Europa 
(KSE) sowie der anschließenden vertrauens- und 
sicherheitsbildenden Maßnahmen (VSBM) zur 
Verbesserung der gemeinsamen euroatlantischen 
Sicherheit; 

 
6. fordert die OSZE nachdrücklich auf, nun, da die 

Teilnehmerstaaten darangehen, sich auf die bevor-
stehenden Herausforderungen einzustellen, im 
Sinne der folgenden Empfehlungen tätig zu wer-
den, dabei die Flexibilität der Organisation zu be-
wahren und gerade in diesen kritischen Zeiten die 
Menschenrechte, die Demokratie und die Rechts-
staatlichkeit als Mittel zur Festigung des Friedens 
und der Sicherheit in der gesamten euroatlanti-
schen und zentralasiatischen Region weiter zu för-
dern; 

 
7. unterstützt die Initiativen der Europäischen Union, 

um einerseits Konflikte auf dem Kontinent zu ver-
hüten und einer friedlichen Lösung zuzuführen und 
andererseits eine Konferenz über den Wiederauf-
bau auf dem Balkan entsprechend den Beschlüssen 
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen zum 
Frieden in Kosovo einzuberufen. In dieser Hinsicht 
muss eine gerechte Verteilung der Anstrengungen 
auf die verschiedenen Geber erreicht werden, in-
dem die wichtigsten Wirtschafts- und Finanzinsti-
tutionen (Weltbank, EBRD, IWF, OECD, Wirt-
schaftskommission der Vereinten Nationen für Eu-
ropa) aufgefordert werden, ihre Verfahren und In-
terventionsmethoden der Größenordnung des 
Problems und Dringlichkeit der Lage anzupassen; 

 
8. begrüßt die Annahme der Grundsätze des Stabili-

tätspakt für Südosteuropa durch Russland, 
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das den ihm gebührenden Platz bei dessen Um-
setzung finden muss, die in voller Zusammenar-
beit mit internationalen Organisationen stattfin-
den sollte, darunter in erster Linie den Vereinten 
Nationen, der Europäischen Union, der OSZE 
und der NATO; 

 

9. betont die Notwendigkeit, dass die OSZE als 
Hauptinstrument der Frühwarnung, der Konflikt-
verhütung, der Krisenbewältigung und des Wie-
deraufbaus nach Konflikten einen wesentlichen 
Beitrag zu den Bemühungen leistet, die über den 
Stabilitätspakt für Südosteuropa unternommen 
werden; 

 

10. fordert die Regierungen der OSZE-Teilnehmer-
staaten auf, auf dem Gipfel von Istanbul im No-
vember 1999 die Europäische Sicherheitscharta zu 
verabschieden, in der die Grundsätze für die Si-
cherheitszusammenarbeit auf dem Kontinent fest-
gelegt und ihre Umsetzungsmechanismen be-
stimmt werden sollen; 

 

11. tritt für die Einführung des „annähernden Konsen-
ses“ im Beschlussfassungsprozess der OSZE ein, 
für den sich die Parlamentarische Versammlung 
der OSZE seit ihrer Jahrestagung 1994 in Wien 
ausspricht; 

 
12. fordert die Parlamentarier in den OSZE-Teil-

nehmerstaaten auf, in ihren jeweiligen Ländern da-
für einzutreten, dass die Gesetze, Verordnungen, 
Praktiken und politischen Maßnahmen in Überein-
stimmung mit dem Völkerrecht und den OSZE-
Verpflichtungen gebracht werden, und OSZE-
Dokumente und -Verpflichtungen bekannt und öf-
fentlich zugänglich zu machen, indem sie diese 
Fragen in ihren Parlamenten zur Sprache bringen; 

 
13. betont die unerhört wichtige Rolle der Parlamenta-

rier bei der Konfliktverhütung, der Konfliktlösung 
und der Normalisierung der Lage nach Konflikten. 
Kleine Gruppen gewählter Vertreter können als 
„Demokratieteams“ vor Ort eingesetzt werden, um 
in Reformstaaten am Aufbau der Demokratie mit-
zuwirken, die nationale Wiederaussöhnung zu för-
dern und demokratische Institutionen zu unterstüt-
zen; 

 
14. empfiehlt, dass Anstrengungen unternommen 

werden, um eine immer engere Zusammenarbeit 
und Koordinierung mit den Vereinten Nationen, 
der Europäischen Union, dem Europarat, und der 
Westeuropäischen Union zu erreichen, um die 
Aufgaben der OSZE auf den Gebieten der Früh-
warnung, der Konfliktverhütung, der Krisenbeile-
gung und der Normalisierung der Lage nach Kon-
flikten effizient zu erfüllen; 

15. empfiehlt die Förderung der Zusammenarbeit 
zwischen der OSZE und der Mitteleuropäischen 
Initiative, dem Kooperationsprozess in Südosteu-
ropa, der Royaumont-Initiative, der Südosteuropä-
ischen Kooperationsinitiative, der Schwarzmeer-
Wirtschaftskooperation und anderen subregionalen 
Organisationen und Initiativen, die wesentlich zu 
einer freundschaftlichen Zusammenarbeit zwi-
schen den Staaten der jeweiligen europäischen Re-
gion beitragen; 

 
16. fordert die OSZE nachdrücklich auf, wirksam zu 

der Einhaltung der Bestimmungen des Stabilitäts-
pakts für Südosteuropa durch alle Teilnehmerstaa-
ten beizutragen, wobei der bedeutsamen Rolle der 
OSZE im Rahmen des Paktes Rechnung zu tragen 
ist; 

 
17. fordert die OSZE und die Mitgliedstaaten nach-

drücklich auf, den so genannten „auf Eis liegen-
den“ Konflikten (zum Beispiel in Abchasien, Ge-
orgien) größere Aufmerksamkeit zu schenken, da 
sie erneut ausbrechen und eine wirkliche Bedro-
hung nicht nur für einzelne Staaten, sondern für 
die gesamte europäische Sicherheit und die Demo-
kratie im 21. Jahrhundert darstellen könnten; 

 
18. spricht sich nach wie vor für die Schaffung einer 

OSZE-Akademie aus. In einer derartigen Akademie 
könnten unter anderem folgende Fragen behandelt 
werden: wirksame Zusammenarbeit zwischen dem 
zivilen und dem militärischen Bereich, Wahlüber-
wachung, Flüchtlingshilfe und Entwicklung demo-
kratischer Institutionen sowie Besonderheiten der 
örtlichen Verhältnisse in bestimmten Gegenden. Die 
kumulierten Erfahrungen der OSZE und ihrer Par-
lamentarischen Versammlung könnten wirksam ge-
nutzt werden; 

 
19. schlägt die Schaffung einer zivilen schnellen Ein-

greiftruppe der OSZE durch Heranziehung hinrei-
chend qualifizierten und geschulten Personals vor, 
die bei Bedarf schnell stationiert werden könnte, 
um innerhalb des OSZE-Gebiets am Aufbau der 
Demokratie zu arbeiten. Die dänischen Erfahrun-
gen mit vertraglich verpflichteten Mitgliedern ei-
ner „humanitären Task Force“ sollten geprüft wer-
den, um zu klären, ob dies der OSZE als Modell 
dienen könnte; 

 
20. fordert eine stärkere politische Beteiligung und 

Vertretung von Minderheitengruppen in OSZE-
Teilnehmerstaaten, um so die Achtung und wirkli-
che Wahrnehmung der Gleichberechtigung sicher-
zustellen. Der Hochkommissar für nationale Min-
derheiten (HKNM) sollte die Aufgabe erhalten, für 
eine Frühwarnung und gegebenenfalls für ein früh-
zeitiges Eingreifen zu sorgen, darunter auch durch 
objektive Vermittlung zwischen den Minderheiten 
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und den Staaten im Rahmen von Konfliktlösungs-
prozessen; 

 
21. legt den OSZE-Teilnehmerstaaten nachdrücklich 

nahe, die Empfehlungen ihrer Stockholmer Erklä-
rung von 1996 und nachfolgender Erklärungen in 
das Charta-Dokument für europäische Sicherheit 
und in der Folge auch in andere Teile des Sicher-
heitsmodells zu übernehmen. Der parlamentari-
schen und der interparlamentarischen Dimension 
der Sicherheit in der OSZE-Region sollte besonde-
res Augenmerk geschenkt werden; 

 
22. befürwortet die Anpassung sicherheitsrelevanter 

Dokumente wie etwa des Vertrags über konventio-
nelle Streitkräfte in Europa (KSE), des Wiener 
Dokuments über vertrauens- und sicherheitsbil-
dende Maßnahmen und des Verhaltenskodex zu 
politisch-militärischen Aspekten der Sicherheit, 
um den Veränderungen im Sicherheitsumfeld ein-
schließlich der geänderten Grenzverläufe Rech-
nung zu tragen; 

 
23. betrachtet den 1995 in Genf errichteten OSZE-

Gerichtshof für Vergleichs- und Schiedsverfahren 
als potenziell bedeutsames Instrument für die 
friedliche Beilegung von Streitigkeiten und fordert 
die Teilnehmerstaaten, die dies noch nicht getan 
haben, zur Unterschrift auf, während die Staaten, 
die bereits unterschrieben haben, das Überein-
kommen über Schlichtung und stets Verfahren 
möglichst bald ratifizieren sollten; 

 
24. fordert die Teilnehmerstaaten auf, den Schlich-

tungs- und Schiedsgerichtshof in Anspruch zu 
nehmen und vertritt die Auffassung, dass der Ge-
richtshof berechtigt ist, von den Organen der  
OSZE genehmigte beratende Stellungnahmen ab-
zugeben, wobei eine entsprechende Möglichkeit in 
die Charta der Europäischen Sicherheit aufge-
nommen werden könnte;  

25. fordert die OSZE nachdrücklich auf, sich für Fra-
gen der Nichtverbreitung von Kernwaffen und der 
Abrüstung einzusetzen, unter anderem für die Be-
stätigung des Nichtverbreitungsvertrags (NPT), 
wie er durch die Grundsatzerklärung und die Ziel-
setzungen für nukleare Nichtverbreitung und Ab-
rüstung von 1995 bekräftigt wurde, als Eckstein 
des nuklearen Nichtverbreitungsregimes, für das 
rasche Inkrafttreten des Umfassenden Teststopp-
vertrags (CTBT) und des zweiten Vertrags über 
strategische Abrüstung (START II) sowie für regi-
onale Initiativen zur Schaffung kernwaffenfreier 
Zonen in entsprechenden Staaten der Region, zu 
denen der Beitritt, wie zum Beispiel im Falle Zen-
tralasiens, freiwillig erfolgt ist; 

26. begrüßt das Inkrafttreten des Übereinkommens von 
Ottawa über das Verbot von Antipersonenminen, 
fordert alle OSZE-Teilnehmerstaaten auf, sich dafür 
einzusetzen, dass dieses Übereinkommen in umfas-
sender Weise verabschiedet und umgesetzt wird und 
ermutigt die OSZE-Teilnehmerstaaten, die das  
Übereinkommen noch nicht unterzeichnet haben, 
dies so bald wie möglich zu tun; 

 
27. fordert die Regierungen nachdrücklich zu verstärk-

ten Bemühungen auf, den Vertrag über das Verbot 
von Antipersonenminen durch Verpflichtungen zu 
ergänzen, auch andere Arten unterschiedslos gegen 
Personen eingesetzter Waffen zu verbieten; 

 
28. erkennt an, dass die übermäßige und unkontrollierte 

Anhäufung und Verbreitung von Kleinfeuerwaffen 
und leichten Waffen in vielen Regionen der Welt 
eine Bedrohung des Friedens und der Sicherheit be-
deutet und dass die Lösung dieses Problems ein 
konzertiertes Vorgehen mit vorbeugenden wie rea-
gierenden Maßnahmen erfordert, um die gewaltigen 
Bestände an unkontrollierten Kleinwaffen in Kri-
sengebieten deutlich zu verkleinern und zugleich 
der fortgesetzten Einfuhr solcher Waffen wirksam 
ein Ende zu setzen; 

 
29. legt der OSZE nachdrücklich nahe, ihre 1993 ver-

abschiedeten Prinzipien zur Regelung des Trans-
fers konventioneller Waffen buchstabengetreu 
durchzusetzen, insbesondere die Bestimmungen, 
die sich auf den Transfer von Waffen in jene Län-
der beziehen, die den Weltfrieden und die interna-
tionale Stabilität bedrohen oder sich nicht an die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten halten; 

 
30. schlägt vor, dem Amtierenden Vorsitzenden und 

der OSZE-Troika im Rahmen der allgemeinen 
Aufgabe der Erarbeitung von Verfahrensregeln für 
alle Strukturen und Institutionen der OSZE explizit 
aufgezählte Befugnisse zu übertragen und die Zu-
sammenarbeit zwischen diesen Gremien und der 
Parlamentarischen Versammlung der OSZE zu 
verstärken; 

31. schlägt vor, die Zusammenarbeit zwischen der 
OSZE-Troika und der OSZE weiter auszubauen 
und regelmäßiger zu pflegen; 

32. fordert nachdrücklich, dass jeweils eine Woche vor 
dem OSZE-Gipfeltreffen am selben Tagungsort 
ein Treffen politisch hochrangiger Teilnehmer 
stattfindet, um sich mit der Umsetzung von OSZE-
Verpflichtungen zu belassen. Ein solches Treffen, 
an dem auch Vertreter von NGOs und anderen Or-
ganisationen teilnehmen sollten, ist als Ergänzung 
zu allen bestehenden Überprüfungen der Durch-
führung gedacht; 
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33. fordert mit Nachdruck, dass die OSZE ein Forum 

nach Art eines Runden Tisches für NGOs, interna-
tionale Organisationen und OSZE-Teilnehmer-
staaten einrichtet, das sich als sinnvoll und kon-
struktiv im Sinne einer besseren Kommunikation 
und stärkeren Koordinierung der Bemühungen 
zwischen diesen Beteiligten erweisen könnte und 
dass die PV in die Planung solcher Veranstaltun-
gen eingebunden wird; 

 
34. fordert mit Nachdruck größere Transparenz inner-

halb der OSZE-Institutionen. Zu diesem Zweck 
sollten die Sitzungen des Ständigen Rates nur un-
ter besonderen Umständen unter Ausschluss der 
Öffentlichkeit stattfinden, was in jedem einzelnen 
Fall von allen OSZE-Teilnehmerstaaten öffentlich 
zu beschließen ist; 

 
35. bittet darum, den Parlamentariern, um dem oben-

erwähnten Bedürfnis nach größerer Transparenz 
gerecht zu werden, bei der Annahme des Jahres-
haushalts der Versammlung detaillierte Informati-
onen zu geben; 

 
36. empfiehlt, dass die OSZE-Missionen Seminare 

unter Mitwirkung von Delegationsleitern sowohl 
der PV als auch des Ständigen Rates einrichten, in 
denen über die OSZE-Prinzipien und -Gremien in-
formiert wird und die Missionen und ihre Leistun-
gen einem breiterem Publikum bekanntgemacht 
werden; 

 
37. fordert die Regierungen der OSZE-Teilnehmer-

staaten auf, diese Empfehlungen ernsthaft in Er-
wägung zu ziehen und dafür zu sorgen, dass jede 
von ihnen vom Ständigen Rat eingehend geprüft 
wird und dass der Amtierende Vorsitzende den 
Ständigen Ausschuss der PV auf dessen nächster 
Sitzung in Wien über das Ergebnis dieser Empfeh-
lungen informiert. 

 
 

Kapitel II 
 

(WIRTSCHAFTSFRAGEN, WISSENSCHAFT, 
TECHNOLOGIE UND UMWELT) 

 
Die Parlamentarische Versammlung der OSZE, 
 
38. in der Erkenntnis, dass sich die wirtschaftliche 

Dimension zu einem unverzichtbaren Bestandteil 
der kooperativen und umfassenden Sicherheitspoli-
tik der OSZE entwickelt hat; 

 
39. betonend, dass es notwendig ist, die vorhandenen 

OSZE-Instrumente in diesem Bereich zu schärfen 
und das Potential der Organisation für die Kon-
fliktverhütung und Krisenbewältigung zu verstär-
ken; 

40. betonend, dass die Einhaltung der Verpflichtungen 
in den Bereichen Demokratie, Rechtsstaatlichkeit 
und Menschenrechte sowie die Achtung des Prin-
zips der guten Staatsführung („good governance”) 
wesentliche Voraussetzungen für eine stabile und 
gedeihliche wirtschaftliche Entwicklung sind; 

 
41. mit Besorgnis feststellend, dass das fortbestehende 

Gefälle im Lebensstandard und in der sozialen Si-
cherheit von West nach Ost und von Nord nach 
Süd nach wie vor Spannungen und Konflikte in-
nerhalb der OSZE-Region erzeugt; 

 
42. in Anerkennung der Tatsache, dass Staaten, in 

denen es keine stabilen demokratischen Institutio-
nen gibt, mit ungefestigten öffentlichen Strukturen, 
wenig verlässlichen wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen und einer immer stärkeren Unterwande-
rung durch das organisierte Verbrechen zu kämp-
fen haben; 

 
43. in dem Bewusstsein, dass die Schädigung der 

Umwelt zu Streitigkeiten, Spannungen, ja sogar zu 
Konflikten führen kann, die für die gemeinsame 
Sicherheit eine weit größere Gefahr darstellen als 
eine militärische Bedrohung, aber auch in der Er-
kenntnis, dass Krieg und bewaffnete Konflikte 
stets zu einer schwerwiegenden Schädigung der 
Umwelt führen; 

 
44. zutiefst beunruhigt über die erheblichen Risiken, 

die veraltete Kernkraftwerke, Chemie- und Nukle-
arwaffenlager und Atommüllendlager sowie die 
unzureichende Kontrolle von Nuklearmaterial dar-
stellen; 

 
Handlungsstrategien im wirtschaftspolitischen Bereich 
 
45. fordert die OSZE nachdrücklich auf, bei den inter-

nationalen Entscheidungsträgern darauf zu drin-
gen, den Weg der Globalisierung in einem demo-
kratisch legitimierten internationalen rechtlichen 
Rahmen und auf der Grundlage transparenter und 
effektiver multilateraler Regelungen zu beschrei-
ten, die die Kapitalmärkte, die Arbeitsmärkte und 
die Umweltbedingungen einschließen; 

 
46. appelliert an die im wirtschaftlichen Übergangs-

prozess stehenden Staaten, ihren Verpflichtungen 
in den Bereichen Demokratie, Rechtsstaatlichkeit 
und Menschenrechte Vorrang einzuräumen, um ei-
ne optimale Nutzung der Gelder und der techni-
schen Hilfeleistung zu gewährleisten; 

 
47. appelliert an die internationale Staatengemein-

schaft, Solidarität zu zeigen und die Reformländer 
durch finanzielle und technische Hilfe und durch 
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eine faire Handelspartnerschaft zu unterstützen, in 
der Erkenntnis, dass spezifische wirtschaftliche 
Gegebenheiten Lösungen nach Maß erfordern; 

 
48. fordert alle OSZE-Teilnehmerstaaten nachdrücklich 

auf, ihre Bemühungen zu verstärken, um entschie-
den gegen Korruption und organisiertes Verbrechen 
vorzugehen, die diesbezüglichen internationalen 
Vereinbarungen voll umzusetzen und untereinander 
sowie mit den einschlägigen internationalen Organi-
sationen, gegebenenfalls auch durch die Einsetzung 
hochrangig besetzter gemeinsamer Korruptionsbe-
kämpfungsstellen verschiedener Behörden, wirksam 
zusammenzuarbeiten; 

 
49. fordert die OSZE-Teilnehmerstaaten nachdrück-

lich auf, die Einberufung einer Ministertagung der 
zuständigen Minister mit dem Ziel zu erwägen, 
praktische Formen der Zusammenarbeit bei der 
Bekämpfung der Korruption und des organisierten 
Verbrechens zu erörtern; 

 
50. betont die Notwendigkeit, stabile Sozialversiche-

rungssysteme zu schaffen und eine solide „Sozial-
partnerschaft” zwischen Arbeitgebern und Arbeit-
nehmern und ihren Organisationen aufzubauen; 

 
51. regt an, in der Landwirtschaftsförderung soweit 

nur irgend möglich eine Schwerpunktverlagerung 
hin zum Aufbau, der Konsolidierung und der Ver-
besserung des privaten Landwirtschaftssektors 
vorzunehmen und sich dabei auf den Primärprodu-
zenten, den Kleinbauern und den privaten Land-
wirt zu konzentrieren sowie auf eine stärker 
marktorientierte Wirtschaftsform hinzuarbeiten, 
um den Wohlstand und die Gesundheit unserer 
Bevölkerung zu verbessern und im Rahmen einer 
nachhaltigen Entwicklung die allgemeine Lebens-
mittelsicherheit zu erhöhen; 

Handlungsstrategien im umweltpolitischen Bereich 
 
52. appelliert an alle OSZE-Teilnehmerstaaten, sich 

auf allen Ebenen an vereinbarte Umweltvorschrif-
ten zu halten und deren Umsetzung und Kontrolle 
zu beschleunigen; 

 
53. unterstützt die Bestrebungen des Umweltpro-

gramms der Vereinten Nationen (UNEP) und der 
Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für 
Europa (UNECE), ein Frühwarnsystem für Umwelt- 
und Naturkatastrophen einzurichten und fordert die 
OSZE und die Partnerorganisationen auf, die Wei-
tergabe von Informationen und Analysen in beiden 
Richtungen zu institutionalisieren; 

 
54. fordert die Regierungen der OSZE-Teilnehmer-

staaten nachdrücklich auf, konsequent das Pro-

blembewusstsein für sicherheitsrelevante Umwelt-
entwicklungen zu vertiefen, um die Auswirkungen 
dieser Entwicklungen auf die Sicherheit rasch er-
kennen und bewerten zu können; 

 
Aufwertung der wirtschaftlichen Dimension der OSZE 

 
55. unterstreicht, dass die einzigartige Kompetenz der 

OSZE in sicherheitsrelevanten Wirtschafts-, Sozi-
al- und Umweltfragen weiter ausgebaut werden 
und die Aktivitäten anderer Institutionen ergänzen 
muss; 

 
56. regt in diesem Zusammenhang an, dass die OSZE 

ihre Tätigkeit vor allem darauf richtet, Sicherheits-
risiken, die sich aus wirtschaftlichen, sozialen und 
ökologischen Problemen ergeben, aufzuzeigen, 
rechtzeitig und konsequent die erforderlichen poli-
tischen Anstöße zur Auseinandersetzung mit den 
tieferen Ursachen solcher Spannungen zu vermit-
teln, den Entscheidungsträgern und einschlägigen 
internationalen Organisationen immer wieder 
nachdrücklich die Notwendigkeit vor Augen zu 
führen, die erkannten sozioökonomischen und 
ökologischen Risiken frühzeitig und entschlossen 
zu bekämpfen und zu beseitigen; 

 
57. fordert den Amtierenden Vorsitzenden der OSZE 

auf, sicherheitsrelevante wirtschaftliche, soziale 
und ökologische Probleme regelmäßig auf die Ta-
gesordnung der Sitzungen des Ständigen Rates zu 
setzen, bei denen der Koordinator für ökonomische 
und ökologische Aktivitäten der OSZE seine Sicht 
zu konkreten Fragen darlegt; 

 
58. fordert die OSZE auf, alle einschlägigen inter-

nationalen Institutionen darum zu ersuchen, dass 
sie ihre Wirtschaftsdaten zum Zwecke einer insti-
tutionalisierten Analyse und Bewertung ihrer Si-
cherheitsrelevanz systematisch an die OSZE wei-
tergeben; 

 
59. verlangt, dass die OSZE-Feldmissionen im Rah-

men ihres Mandats systematisch mit der Informa-
tionssammlung, Einschätzung und Frühwarnung in 
Bezug auf ökonomische und ökologische Aspekte 
beauftragt werden, wobei den Missionen nötigen-
falls fachspezifische Ressourcen zur Verfügung zu 
stellen sind, wenn dort keine anderen Organisatio-
nen tätig sind; 

 
60. ruft die OSZE auf, Infrastrukturprojekte, die Süd-

osteuropa mit dem übrigen Kontinent verbinden 
sollen, politisch zu unterstützen; 

 
61. legt der OSZE nahe, ihre Vermittlerrolle in sicher-

heitsrelevanten wirtschaftlichen, sozialen und öko-
logischen Konfliktfällen auszuweiten, indem sie 
den Koordinator für ökonomische und ökologische 
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Aktivitäten der OSZE und Ad-hoc-Lenkungs-
gruppen der OSZE mit solchen Aufgaben betraut; 

 
62. ersucht alle zuständigen Gremien der OSZE, Ideen 

für Projekte mit Präventivcharakter zu erarbeiten 
und zu entwickeln und sie internationalen Partner-
organisationen zur Durchführung vorzuschlagen; 

 
63. fordert das BDIMR der OSZE auf, sein vorhande-

nes Kooperationsnetz auf Wirtschaftsinstitutionen 
auszudehnen, um einen regelmäßigen Erfahrungs-
austausch und die Durchführung gemeinsamer Pro-
jekte und Evaluierungsmissionen zu ermöglichen; 

 
64. empfiehlt, den bisherigen Tätigkeitsbereich des 

Wirtschaftsforums auszuweiten, damit es sich neu-
en Spannungsfeldern im Wirtschaftsbereich zu-
wenden kann, den Dialog mit Vertretern der Pri-
vatwirtschaft zu intensivieren und vor allem seinen 
Status dahingehend aufzuwerten, dass es auch 
Empfehlungen zur Vorlage im Ministerrat abgeben 
kann; 

 
65. unterstützt aktiv den „Prozess von Monaco“ und 

die vom Koordinator für ökonomische und ökolo-
gische Aktivitäten der OSZE ergriffenen Initiati-
ven zur Verstärkung der regionalen und subregio-
nalen Zusammenarbeit als einem wesentlichen  
Element der guten Nachbarschaft und der wach-
senden gemeinsamen Sicherheit; 

 
66. fordert die Parlamente der Teilnehmerstaaten der 

OSZE auf, bei der zweiten parlamentarischen Kon-
ferenz über Subregionale Prozesse der wirtschaft-
lichen Zusammenarbeit angesichts der neuen He-
rausforderungen vom 13. bis zum 15. Oktober 
1999 in Nantes eine aktive Rolle zu spielen; 

 
67. fordert die OSZE-Parlamentarier nachdrücklich 

auf, in ihren nationalen Parlamenten auf die Um-
setzung der Empfehlungen der Parlamentarischen 
Versammlung der OSZE zu dringen und bekundet 
ihren festen Willen, einen Folgeprozess einzulei-
ten, durch den die Umsetzung dieser Empfehlun-
gen gewährleistet wird. 

 
 

KAPITEL III 
(DEMOKRATIE, MENSCHENRECHTE UND  

HUMANITÄRE FRAGEN) 
 

VERBESSERUNG DER MENSCHENRECHTS-
LAGE IN DEN NEUEN UNABHÄNGIGEN  

STAATEN 
 

Die Parlamentarische Versammlung der OSZE, 
 
68. in Anerkennung der Tatsache, dass Solidarität und 

Partnerschaft zwischen den OSZE-Teilnehmer-

staaten eine wesentliche Voraussetzung für das 
Reaktionsvermögen der OSZE im Falle einer Be-
drohung des Friedens und der Sicherheit und für 
den Aufbau von Gesellschaften nach den Prinzi-
pien der Demokratie, der Achtung der Menschen-
rechte und der Rechtsstaatlichkeit sind; 

 
69. betonend, dass die OSZE-Verpflichtungen ihren 

Niederschlag in der nationalen Gesetzgebung der 
OSZE-Teilnehmerstaaten finden müssen und dass 
diese Verpflichtungen in der menschlichen Dimen-
sion ein unmittelbares und legitimes Anliegen aller 
Teilnehmerstaaten und keine rein innere Angele-
genheit des betreffenden Staats darstellen; 

 
70. in Kenntnis der Tatsache, dass Kulturpolitik und 

Bildung wichtige Instrumente zum Aufbau plura-
listischer und toleranter Gesellschaften sind und 
dass Bildung eine wesentliche Voraussetzung für 
den Schutz und die Achtung der Rechte und der 
Identität von Angehörigen nationaler Minderhei-
ten und für deren Eingliederung in die Gesell-
schaft ist; 

 
71. in Erinnerung an Verpflichtungen der OSZE-

Teilnehmerstaaten zur Verurteilung des Totalita-
rismus, des Rassen- und Völkerhasses, auch gegen 
Roma, des Antisemitismus und der Fremdenfeind-
lichkeit sowie der Diskriminierung von jedermann 
und der Verfolgung aus religiösen und ideologi-
schen Gründen; 

 
72. unter nachdrücklichem Hinweis darauf, dass die 

OSZE-Teilnehmerstaaten die Achtung der Men-
schenrechte als Wert an sich betrachten müssen, da 
sie in hohem Maße zur Stabilisierung der inner-
staatlichen wie auch der zwischenstaatlichen Be-
ziehungen beiträgt; 

 
73. missbilligend, dass durch Gewaltanwendung sei-

tens anderer OSZE-Teilnehmerstaaten, die unter 
Verstoß gegen das internationale Recht und die 
Grundsätze der OSZE handelten, Menschenrechte 
von Bürgern von OSZE-Teilnehmerstaaten verletzt 
wurden; 

 
74. unter Betonung der Tatsache, dass die menschliche 

Dimension ein wesentlicher Teilaspekt der OSZE-
Politik ist, da die Einhaltung der Verpflichtungen 
im Bereich der menschlichen Dimension ein 
grundlegender Bestandteil der Frühwarnung und 
Konfliktverhütung ist und nicht isoliert von ande-
ren Aspekten der OSZE-Arbeit betrachtet werden 
kann; 

 
75. unter Betonung der Tatsache, dass freie und ge-

rechte, transparente und offene Wahlverfahren eine 
grundlegende Voraussetzung für die Demokratie 
sind; 
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76. in dem Bewusstsein, dass der Parlamentarischen 

Versammlung der OSZE (PV) bei der Entwick-
lung demokratischer Wahlsysteme und -praktiken 
eine wichtige Rolle und große Verantwortung zu-
kommt und dass die PV dazu prädestiniert ist, die 
Durchführung von OSZE-Verpflichtungen betref-
fend gerechte Wahlen mit Nachdruck zu be-
treiben; 

 
77. in Anerkennung der Bedeutung nichtstaatlicher 

Organisationen (NGOs) für den Aufbau der Zivil-
gesellschaft und für die Förderung der Menschen-
rechte und der Rechtsstaatlichkeit sowie in Anbe-
tracht der Tatsache, dass auch diese Organisatio-
nen bei der Überwachung der Einhaltung von Ver-
pflichtungen im Bereich der Menschenrechte eine 
wichtige Rolle spielen können; 

 
78. in Unterstützung des Rechts auf freie Meinungs-

äußerung sowie unabhängiger und pluralistischer 
Medien als wesentliche Bestandteile einer funktio-
nierenden Demokratie; 

 
79. unter Berücksichtigung der großen Zahl von Flücht-

lingen, die aus von inneren Spannungen oder Kon-
flikten betroffenen Gebieten fliehen sowie der zu-
nehmenden Schwierigkeiten beim Schutz der Rech-
te dieser Menschen; 

 
80. mit der Feststellung, dass auch den Gesetzgebern 

eine entscheidende Verantwortung für den Verlauf 
der Debatte über Zuwanderung und Flüchtlinge in 
ihren jeweiligen Ländern und für die Gestaltung 
des entsprechenden rechtlichen Rahmens in diesen 
Bereichen zukommt und dass die PV der OSZE als 
„Resonanzboden“ für regionale Ansätze sowie als 
Forum für die Entwicklung des politischen Willens 
dienen kann, der erforderlich ist, um gegen die tie-
feren Ursachen von Menschenrechtsverletzungen 
koordiniert vorzugehen; 

 
81. in Anerkennung des hervorragenden Beitrags des 

Europarats zur Förderung der Demokratie, der 
Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit und 
der Notwendigkeit einer weiteren Zusammenarbeit 
zwischen der OSZE und dem Europarat sowohl 
auf Regierungs- als auch auf parlamentarischer 
Ebene; 

 
82. mit der an die OSZE-Teilnehmerstaaten gerichte-

ten Bitte, den vor kurzem innerhalb der Vereinten 
Nationen errichteten Internationalen Strafgerichts-
hof in vollem Umfang als unabhängiges und stän-
diges gerichtliches Organ anzuerkennen, dass für 
die Verfolgung der von Staaten unmittelbar oder 
mittelbar begangenen Verbrechen des Völkermor-
des, der Verbrechen gegen die Menschlichkeit und 
von Kriegsverbrechen zuständig ist; 

83. fordert die OSZE-Teilnehmerstaaten nachdrück-
lich auf, ihre nationale Gesetzgebung mit ihren 
OSZE-Verpflichtungen in Einklang zu bringen. 
Besonders vordringlich ist die Aufgabe, neue Ver-
fassungen in Kraft zu setzen – sofern dies noch 
nicht geschehen ist –, die für die Achtung der 
grundlegenden Menschenrechte und die Gewalten-
teilung, unter anderem eine unabhängige Justiz, 
sorgen. Es müssen auch die rechtlichen Vorausset-
zungen für freie und gerechte Wahlen geschaffen 
werden. Die OSZE sollte ihre Fähigkeiten ausbau-
en, in diesen Angelegenheiten auf Ersuchen als 
Berater für die Teilnehmerstaaten zu fungieren; 

 
84. empfiehlt, dass die OSZE-Teilnehmerstaaten die 

Ausarbeitung von Aktionsplänen für die Stärkung 
der Menschenrechte erwägen und dass die Ent-
wicklungen im Menschenrechtsbereich von den 
Parlamenten der einzelnen Staaten regelmäßig  
überprüft werden; 

 
85. übernimmt es, einen Mechanismus einzuleiten, der 

sie in die Lage versetzt, Länderberichte über Be-
mühungen und Tätigkeiten auf dem Gebiet der 
Menschenrechte entgegenzunehmen und darauf zu 
reagieren; 

 
86. legt den Regierungen der OSZE-Teilnehmerstaaten 

nahe, ein Umfeld zu schaffen, in dem ethnische, 
kulturelle, sprachliche und religiöse Unterschiede 
geachtet werden und alle Menschen die gleichen 
Chancen haben, Wohlstand zu erwerben, Beschäfti-
gung zu finden und sich uneingeschränkt an der po-
litischen Entscheidungsfindung zu beteiligen; 

 
87. fordert die Regierungen und Parlamente der  

OSZE-Teilnehmerstaaten auf, die Achtung vor den 
Rechten der Frauen und Kinder in Übereinstim-
mung mit den entsprechenden internationalen  
Übereinkommen zu fördern und die Teilnahme der 
Frauen am politischen Leben zu verstärken; 

 
88. ruft zur Schaffung der Voraussetzungen für 

Gleichheit zwischen verschiedenen Volksgruppen 
auf, um bewaffnete ethnische Konflikte zu ver-
meiden, indem nicht nur der Verhütung von Ver-
stößen gegen die Rechte ethnische Minderheiten 
größere Aufmerksamkeit geschenkt wird, sondern 
auch diese Minderheiten Anstrengungen unter-
nehmen, ihren Verpflichtungen gegenüber der 
Mehrheit, dem Staat und der gesamten internatio-
nalen Gemeinschaft nachzukommen; 

 
89. betont, dass die OSZE-Teilnehmerstaaten Verfas-

sungen einführen müssen, die auf dem Schutz der 
Menschenrechte und demokratischen Institutionen 
und auf der gegenseitigen Anerkennung der 
Gleichberechtigung verschiedener ethnischer und 
kultureller Gemeinschaften beruhen; 
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90. fordert die Teilnehmerstaaten auf, ihre Verpflich-

tungen voll umzusetzen, wie sie in dem Schluss-
dokument von Wien 1989 niedergelegt sind, d. h. 
„... wirksame Maßnahmen (zu) ergreifen und die 
Diskriminierung einzelner und von Gemeinschaf-
ten aufgrund ihrer Religion oder ihres Glaubens zu 
verhüten und (zu) beseitigen“ und „ein Klima der 
gegenseitigen Toleranz und Achtung (zu) fördern“; 

 
91. verurteilt Aussagen von Parlamentariern aus  

OSZE-Teilnehmerstaaten zur Förderung oder Un-
terstützung von Rassen- oder Völkerhass, Antisemi-
tismus und Fremdenfeindlichkeit, darunter auch ge-
gen Roma, und empfiehlt Maßnahmen von Parla-
mentariern aus OSZE-Teilnehmerstaaten, um Per-
sonen aus ihren Reihen, die Rassen- oder Völker-
hass, Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit, 
darunter auch gegen Roma, Vorschub leisten, 
zurückzuweisen; 

 
92. fordert die OSZE-Teilnehmerstaaten nachdrück-

lich auf, die sprachliche Vielfalt anzuerkennen und 
sich daher für die Veröffentlichung und Verbrei-
tung schriftlicher und elektronischer Medien in den 
Sprachen der verschiedenen ethnischen und kultu-
rellen Gemeinschaften einzusetzen; 

 
93. ruft die Teilnehmerstaaten auf, das Übereinkom-

men der Vereinten Nationen von 1951 über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge zu ratifizieren, 
wenn sie dies noch nicht getan haben und alle sei-
ne Bestimmungen mit dem Ziel des Schutzes der 
Rechte von Flüchtlingen unter Einschluss des 
Rechtes auf „Nichtabschiebung“ voll umzusetzen; 

 
94. fordert die Regierungen der OSZE-Teilnehmer-

staaten sowie alle Mechanismen und Strukturen 
der OSZE nachdrücklich auf, allen Versuchen ein 
Ende zu setzen, die demokratischen Verhältnisse 
mit Zwangsmaßnahmen – durch ethnische Säube-
rungen – zu verändern und, wenn es hierzu kom-
men sollte, dringend Schritte zu ergreifen, um die 
Folgen zu beseitigen und den Status quo wieder-
herzustellen; 

 
95. empfiehlt nachdrücklich die Anwendung des 

zwingenden Grundsatzes, dass Personen, die sich 
des Verbrechens der ethnischen Säuberung und 
des Völkermords oder einer Verletzung der Men-
schenrechte auf der Grundlage der Volkszugehö-
rigkeit schuldig gemacht haben, bestraft werden 
müssen; 

 
96. legt den Regierungen der OSZE-Teilnehmer-

staaten nachdrücklich nahe, sich des Schutzes von 
Flüchtlingen und Vertriebenen und der Verbesse-
rung der Lebensbedingungen dieser Menschen an-
zunehmen und insbesondere der Rückführung der 
Heimkehrwilligen Vorrang einzuräumen; 

97. fordert die OSZE-Teilnehmerstaaten nachdrücklich 
auf, die Einhaltung des Genfer Abkommens zum 
Schutze der Zivilpersonen in Kriegszeiten und sei-
ner beiden Zusatzprotokolle, insbesondere im Hin-
blick auf Zivilpersonen in von einer Besatzungs-
macht kontrollierten Gebieten, sicherzustellen; 

 
98. betont die Notwendigkeit des Tätigwerdens der 

Regierungen der OSZE-Teilnehmerstaaten, um zu 
gewährleisten, dass Flüchtlinge und Vertriebene 
das Recht zur Rückkehr in ihre Wohnstätten und 
zur Wiedererlangung ihres Eigentums bzw. einen 
Entschädigungsanspruch haben; 

 
99. empfiehlt den OSZE-Teilnehmerstaaten, inter-

nationale Übereinkünfte betreffend den Schutz der 
Menschenrechte zu ratifizieren und einschlägige 
internationale und nationale Rechtsinstrumente auf 
ihre Wirksamkeit zu überprüfen; 

 
100. fordert die OSZE-Teilnehmerstaaten nachdrück-

lich auf, gemäß dem Zusatzprotokoll Nr. 6 zu der 
im Rahmen des Europarats erarbeiteten Europäi-
schen Konvention zum Schutze der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten vor Ende dieses Jahr-
tausends in ihre Gesetzgebung ein Moratorium für 
Hinrichtungen aufzunehmen und die Todesstrafe 
letztlich ganz abzuschaffen; 

 
101. fordert die Regierung der Türkei auf, die Europä-

ische Menschenrechtskonvention zu achten und 
das gegen Abdullah Öcalan verhängte Todesurteil 
in eine Freiheitsstrafe umzuwandeln, nicht um 
Terrorismus in irgendeiner Form zu billigen, 
sondern um die Anerkennung der Min-
derheitenrechte in der Türkei zu fördern; 

 
102. regt an, dass sich die OSZE-Teilnehmerstaaten 

verstärkt um die Förderung von Bildungs- und In-
formationsprogrammen bemühen, da es sehr wich-
tig ist, dass die Bürger über die Menschenrechte und 
die Verpflichtungen ihrer Staaten Bescheid wissen; 

 
103. schlägt vor, dass sich Schüler aus allgemein-

bildenden höheren Schulen aus allen OSZE-
Teilnehmerstaaten jährlich an Aufsatzwettbewer-
ben zum Thema Menschenrechte beteiligen. Diese 
Wettbewerbe könnten gemeinsam mit anderen In-
stitutionen, etwa dem Europarat und der Europä-
ischen Union, veranstaltet werden; 

 
104. fordert die Regierungen der OSZE-Teilnehmer-

staaten nachdrücklich auf, von den bestehenden 
Konfliktverhütungsmechanismen der OSZE und 
den OSZE-Institutionen vollen Gebrauch zu ma-
chen; 

 
105. fordert die OSZE und die Teilnehmerstaaten nach-

drücklich auf, der Lösung der sogenannten „auf 
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Eis liegenden“ Konflikte (z. B. in Abchasien, Ge-
orgien) größere Aufmerksamkeit zu schenken, da 
sie eine potentielle und reale Bedrohung für den 
Schutz und die Achtung der grundlegenden Men-
schenrechte darstellen; 

 
106. ersucht die OSZE-Teilnehmerstaaten um die Be-

reitstellung finanzieller Mittel, geeigneten Perso-
nals und anderer Ressourcen, um das effiziente 
Funktionieren der OSZE-Institutionen zu gewähr-
leisten. Eine angemessene Finanzierung von Men-
schenrechtsaktivitäten ist eine wertvolle Investition 
in die Zukunft; 

 
107. empfiehlt nachdrücklich die Nutzung aller OSZE-

Mechanismen zur wirksamen Umsetzung der ver-
abschiedeten Entschließungen und die Aufforde-
rung aller an Konflikten beteiligten Teilnehmer-
staaten zur Erfüllung der Entschließungen und 
Vereinbarungen der OSZE sowie der während der 
Verhandlungen von diesen übernommenen Ver-
pflichtungen; 

 
108. ruft alle OSZE-Teilnehmerstaaten auf, ihre  

OSZEVerpflichtungen uneingeschränkt einzuhal-
ten und ruft diejenigen von ihnen, die auf eine län-
gere demokratische Tradition zurückblicken kön-
nen, dazu auf, den Staaten, die sich zur Zeit in ei-
ner Übergangsphase befinden, bereitwillig Hilfe zu 
leisten; 

 
109. empfiehlt, dass die OSZE-Teilnehmerstaaten und 

auch ihre Parlamente die einschlägigen OSZE-
Institutionen weiterhin um Hilfe bei der Umsetzung 
ihrer Verpflichtungen im Bereich der menschlichen 
Dimension ersuchen; 

 
110. regt an, dass die OSZE-Teilnehmerstaaten, die dies 

noch nicht getan haben, die Institution des Parla-
mentarischen Ombudsmanns oder parlamentari-
sche Menschenrechtsausschüsse einrichten; 

 
111. schlägt die Schaffung eines OSZE-Forums vor, in 

dessen Rahmen bestimmte Gruppen, nicht-staat-
liche Organisationen und Einzelpersonen ihre An-
liegen vorbringen und zur Diskussion und Prüfung 
vorlegen können. Diesem Forum sollten auch Par-
lamentarier angehören; 

 
112. betont die wichtige Rolle der OSZE-Missionen im 

Hinblick auf die Förderung der Menschenrechte in 
ihren Gaststaaten. Dieser Aspekt soll in ihren 
Mandaten zum Ausdruck kommen, und sie sollten 
über die entsprechenden Ressourcen, auch perso-
neller Art, verfügen, damit sie diese Aufgaben 
wahrnehmen können. Der Bedeutung der Men-
schenrechte sollte bei der personellen Besetzung 
der Missionen Rechnung getragen werden; 

113. legt den Missionen eindringlich nahe, in ihrer 
täglichen Arbeit auch der Lage der Frauen Beach-
tung zu schenken und sich darüber hinaus der Fra-
ge zu widmen, auf welche Weise Frauen zur Ver-
besserung der Menschenrechtslage und zur Kon-
fliktverhütung beitragen können. An der Tagesar-
beit der Missionen sollten mehr Frauen beteiligt 
werden; 

 
114. regt an, dass die Missionen die Veranstaltung von 

Seminaren zur Frage der Umsetzung von Men-
schenrechtsverpflichtungen in Erwägung ziehen. 
Die PV ist bereit, durch die Entsendung von Par-
lamentariern zum Erfolg dieser Seminare beizu-
tragen; 

 
115. bekennt sich zu der vom Vorsitzenden der PV und 

vom Amtierenden Vorsitzenden der OSZE 1997 
unterzeichneten Vereinbarung zwischen der PV 
und dem BDIMR betreffend die Zusammenarbeit 
bei der Wahlbeobachtung. Durch diese Vereinba-
rung wird die Fähigkeit der OSZE zu einer effi-
zienten Wahlbeobachtung gestärkt. Das BDIMR 
sollte weiterhin bei allen Wahlbeobachtungsmissi-
onen und -berichten eng mit der PV, nichtstaatli-
chen Organisationen und anderen einschlägigen 
Institutionen auf dem Gebiet der Wahlbeobach-
tung, der Förderung demokratischer Wahlordnun-
gen und -verfahren sowie der Anwendung und 
Verwirklichung freier, gerechter und transparenter 
Standards eng zusammenarbeiten; 

 
116. unterstreicht die Notwendigkeit, den Wahlbeo-

bachtungsberichten effizientere Maßnahmen fol-
gen zu lassen. Es sollte ein Mechanismus geschaf-
fen werden, durch den jeder Teilnehmerstaat, in 
dem Wahlen beobachtet wurden, verpflichtet wird, 
auf die Beobachtungen und Empfehlungen der 
OSZE-Beobachter zu reagieren. Von den Regie-
rungen wird auch erwartet, dass sie bekannt geben, 
inwiefern sie beabsichtigen, die Empfehlungen der 
Beobachter umzusetzen; 

 
117. unterstreicht die Notwendigkeit einer gemeinsa-

men Strategie der Parlamentarischen Versamm-
lung der OSZE und anderer europäischer Ver-
sammlungen im Hinblick auf Wahlüberwachung; 

 
118. empfiehlt, dass auch in gefestigten Demokratien 

Wahlen beobachtet werden. Für entstehende Demo-
kratien wäre es nützlich zu erfahren, wie Wahlen in 
Ländern organisiert werden, die über längere Erfah-
rungen mit dem Mehrparteiensystem verfügen. 
Auch die erfahrenen Länder würden von den Be-
obachtungen kritischer Außenstehender profitieren; 

 
119. befürwortet die Errichtung ständiger zentraler 

und nach Möglichkeit auch regionaler und lokaler 
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Wahlkommissionen in den neuen Demokratien. 
Das Fehlen solcher ständiger Wahlgremien ver-
hindert die konsequente Verwirklichung des 
Rechtsstaates, hemmt die Erlangung von Sach-
verstand in Bezug auf Wahlen und eines kollekti-
ven institutionellen Gedächtnisses, erhöht die Ge-
fahr von Wahlbetrug und lässt die Kosten der 
Abhaltung von Wahlen beträchtlich steigen; 

 
120. fordert eine weitere Stärkung der Rolle des OSZE-

Hochkommissars für nationale Minderheiten. Sei-
ne Empfehlungen sollten durch wirksame Zusatz-
maßnahmen untermauert werden. Es sollte ein 
Mechanismus geschaffen werden, nachdem jeder 
Teilnehmerstaat, dessen Behörden Empfehlungen 
des Hochkommissar zu erhalten haben, verpflichtet 
wäre, auf diese Empfehlungen zu reagieren. Für 
die Tätigkeiten des Hochkommissars sollten zu-
sätzliche Mittel bereitgestellt werden; 

 
121. regt an, dass sich das BDIMR bei der Erfüllung 

seiner bedeutenden Aufgabe der Förderung der 
Menschenrechte und des Aufbaus demokratischer 
Institutionen effektiver an der Festigung von De-
mokratie und Rechtsstaatlichkeit, der Abhaltung 
freier und gerechter Wahlen und der Stärkung de-
mokratischer Institutionen arbeitet. Hierzu sollte 
der Ständige Rat ein geändertes Mandat für das 
BDIMR beschließen, das unter anderem Folgendes 
umfassen sollte: 

 
  bessere Überwachung der Durchführung von 

Verpflichtungen im Bereich der menschlichen 
Dimension durch die OSZE-Teilnehmer-
staaten;  

  Möglichkeit der konsequenten Meldung von 
Verstößen gegen Verpflichtungen im Bereich 
der menschlichen Dimension in OSZE-Teil-
nehmerstaaten und entsprechende Befassung 
geeigneter OSZE-Gremien; 

  Unterstützung der OSZE-Missionen; 

  Arbeit als Sammelstelle für Informationen 
betreffend die menschliche Dimension und die 
Stärkung der Zivilgesellschaft; 

  wirksame Zusammenarbeit mit NGOs im Hin-
blick auf die Beschaffung von Informationen 
über Verstöße gegen Verpflichtungen im Be-
reich der menschlichen Dimension; 

 Verbesserung der Möglichkeiten für kompeten-
te Beratung; 

 

122. ruft das BDIMR und die OSZE-Missionen auf 
zusammenzuarbeiten, um bei Verstößen gegen 
OSZE-Verpflichtungen effektiv tätig zu werden, 
indem sie die Aktivitäten vor Ort verstärken und 

zu Dialog und Vertrauensbildung zwischen den 
staatlichen Stellen und den verschiedenen Teilbe-
reichen der Zivilgesellschaft ermutigen; 

 
123. regt an, dass sich Seminare, die vom BDIMR ver-

anstaltet werden, auf Fragen konzentrieren, die in 
der OSZE, den Teilnehmerstaaten und bei den 
NGOs auf breites Interesse stoßen; 

 
124. betont die Verantwortung des BDIMR für die 

Einbeziehung von NGOs in die Arbeit der OSZE; 
 
125. empfiehlt die Verbesserung der Implementie-

rungstreffen der OSZE zu Fragen der menschli-
chen Dimension. Diese Treffen sind ein wichtiges 
Instrument, dem innerhalb der OSZE eine 
wesentliche Rolle zukommt. Eine öffentliche Be-
standsaufnahme darüber, wie in einem Land die 
Verpflichtungen im Bereich der menschlichen 
Dimension umgesetzt werden, ist der Einhaltung 
dieser Verpflichtungen dienlich und ermöglicht 
es, Bereiche aufzuzeigen, in denen Hilfe notwen-
dig sein könnte; 

 
126. ist der Auffassung, dass Implementierungstreffen 

auf folgende Weise verbessert werden könnten: 

  die Tagesordnung sollte sich auf bestimmte 
Schwerpunktthemen beschränken, die von all-
gemeinerem Interesse sind; 

  die zur Verfügung stehende Zeit sollte best-
möglich genutzt werden; 

  die Regierungen sollten auf ausreichend hoher 
Ebene und durch die richtigen Experten vertre-
ten werden; 

  rund um die Treffen sollte Öffentlichkeitsarbeit 
geleistet werden; 

  abzugeben, sollte in effektiverer Form 
Gebrauch gemacht werden, wenn Problembe-
reiche erkannt worden sind; 

  die Tagesordnung sollte nach jedem Implemen-
tierungstreffen vom Ständigen Rat geprüft wer-
den; 

 
127. begrüßt die Abhaltung zusätzlicher Tagungen zu 

Fragen der menschlichen Dimension in Wien, die 
erstmals in diesem Jahr stattfinden und wird ein-
gehender Themen prüfen, die sich bei den Imple-
mentierungssitzungen als wichtig erwiesen haben; 
dabei vertraut sie darauf, dass ihre Ergebnisse bei 
der Arbeit des Ständigen Rates Berücksichtigung 
finden werden; 

 
128. unterstreicht, dass die OSZE und die OSZE-

Teilnehmerstaaten den so wichtigen Beitrag der 
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NGOs nützen müssen, indem sie die Beziehungen 
zwischen der OSZE und den NGOs als wichtigen 
Bestandteil der Seminare zur menschlichen Di-
mension und der Implementierungstreffen festi-
gen; 

 die Vorteile betonen, die sich für die OSZE da-
raus ergeben, dass NGOs in ihren Fachbereichen 
Informationen liefern und Ratschläge erteilen;  

 
129. ruft die Missionen auf, von den NGOs in dersel-

ben Weise Gebrauch zu machen; 
 
130. fordert die OSZE nachdrücklich auf, sich dem 

Schutz jener NGO zu widmen, die sich unter 
schwierigen Bedingungen für die Menschenrechte 
einsetzen; 

 
131. betont, dass die OSZE-Dokumente, insbesondere 

jene, die die Verpflichtungen der OSZE-Teilneh-
merstaaten im Bereich der menschlichen Dimen-
sion betreffen, in jedem Staat in den Landesspra-
chen verfügbar gemacht werden müssen; 

 
132. empfiehlt, die Rolle und die Verantwortlichkeiten 

des OSZE-Beauftragten für Medienfreiheit zu stär-
ken; 

 
133. fordert alle OSZE-Teilnehmerstaaten nachdrücklich 

auf, mit dem OSZE-Beauftragten für Medienfreiheit 
zusammenzuarbeiten und sich für freie, unabhängi-
ge und pluralistische Medien einzusetzen; 

 
134 empfiehlt, dass die Fragen der menschlichen Di-

mension in der Tagesordnung der wöchentlichen 
Sitzungen des Ständigen Rates mehr Gewicht be-
kommen und in die routinemäßige Arbeit der OSZE 
eingebunden werden, wo immer sich dies anbietet; 

 
135 schlägt vor, dass die OSZE unter Mitwirkung ihrer 

Parlamentarischen Versammlung Seminare veran-
staltet, auf denen überprüft wird, inwieweit die Ver-
pflichtungen im Bereich der menschlichen Dimen-
sion in die nationale Gesetzgebung der OSZE-
Teilnehmerstaaten einfließen. Die OSZE-Missionen 
könnten Anstöße zu solchen Seminaren geben und 
sich aktiv an deren Organisation beteiligen; 

 
136. unterstreicht, dass die Zusammenarbeit mit ande-

ren parlamentarischen Institutionen wie etwa der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarats, 
der Nordatlantischen Versammlung und dem Eu-
ropäischen Parlament weiter ausgebaut werden 
muss, damit ihre gemeinsamen Ziele gefördert und 
Überschneidungen in ihrem Arbeitsbereich ver-
mieden werden. 

ENTSCHLIESSUNG 

ZUR 

ROLLE DER OSZE BEI DER KRISENVERHÜ-
TUNG 

UND KONFLIKTBEILEGUNG 
 
Die Parlamentarische Versammlung der OSZE, 
 
1. darauf verweisend, dass die OSZE als regionale 

Abmachung gemäß Kapitel VIII der Charta der 
Vereinten Nationen in ihrem Zuständigkeitsbe-
reich einen wichtigen Beitrag zur Sicherung des 
Friedens und der Stabilität leistet; 

 
2. betonend, dass die OSZE angesichts ihrer breiten 

Mitgliedschaft und ihres umfassenden Mandats 
besonders gut geeignet ist, Aufgaben zu erfüllen, 
bei denen es um Krisenverhütung, Konfliktbeile-
gung und Normalisierung der Lage nach 
Konflikten geht. Zu dem Zuständigkeitsbereich 
der OSZE gehören Fragen der Menschenrechte, 
der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit 
sowie Angelegenheiten in Bezug auf militärische 
Sicherheit, Abrüstung und Rüstungskontrolle und 
die Überwachung von Krisen infolge wirtschaft-
licher Transformationsprozesse und von Um-
weltfaktoren; 

 
3. in dem Bewusstsein, dass die OSZE diese Auf-

gaben in enger Zusammenarbeit mit anderen Si-
cherheitsorganisationen durchführt, wobei der 
Zusammenarbeit mit dem Europarat, der Europä-
ischen Union und der NATO besondere Auf-
merksamkeit beigemessen wird; 

 
4. betonend, dass diese Zusammenarbeit weiter 

vertieft werden muss und auf allen Seiten An-
strengungen unternommen werden müssen, da-
mit zwischen diesen Organisationen eine nicht-
hierarchische, ergebnisorientierte Koordinierung 
erreicht werden kann, bei der ihre jeweiligen 
komparativen Vorteile genutzt werden, um die 
Synergien zu schaffen, die für die Sicherung des 
Friedens in Europa unverzichtbar sein werden; 

 
5. in der Erkenntnis, dass die Konflikte im ehema-

ligen Jugoslawien und vor allem der Kosovo-
Konflikt deutlich gezeigt haben, dass die Instru-
mente der internationalen zivilen Krisenverhü-
tung und Konfliktbeilegung verbessert werden 
müssen, um künftig eine wirksame Kriegsvergü-
tung im OSZE-Gebiet sicherstellen zu können; 

 
6. in dem Bewusstsein, dass die feste Verankerung 

der Demokratie, der Menschenrechte und der 
Rechtsstaatlichkeit in den OSZE-Staaten und Ge-
währung von Minderheitenrechten eine unbedingte 
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Voraussetzung darstellen, damit Völker friedlich 
zusammenleben und im OSZE-Gebiet freie und 
demokratische Regierungssysteme bestehen kön-
nen. Deshalb kommt der Schaffung dieser Grund-
voraussetzungen auf dem Gebiet der Krisenverhü-
tung in den OSZE-Staaten entscheidende Bedeu-
tung zu. 

 
Handlungsstrategien im Hinblick auf die zivile Krisen-
verhütung und Konfliktbeilegung: 
 
7. appelliert an die Mitgliedstaaten, der OSZE größe-

res politisches Gewicht zu verleihen, unter ande-
rem durch Erhöhung der politischen Autorität des 
OSZE-Generalsekretärs; 

 
8. fordert die Steigerung der Fähigkeit der OSZE, zur 

Erfüllung der ihr zugewiesenen Aufgaben tätig zu 
werden, durch Bereitstellung ausreichender Haus-
haltsmittel und qualifizierter Mitarbeiter; 

 
9. fordert die Errichtung eines OSZE-Schulungs-

zentrums sowie einer zivilen Personalreserve, um 
sicherzustellen, dass OSZE-Mitarbeiter auf ihre 
Aufgaben angemessen vorbereitet werden können; 

 
10. empfiehlt die Schaffung einer kleinen militärischen 

Planungsgruppe in der OSZE, die in enger Zusam-
menarbeit mit anderen Sicherheitsorganisationen 
militärischen Sachverstand erfordernde OSZE-
Aufgaben vorbereiten würde; 

 
11. empfiehlt den Einschluss von Polizeiaufgaben in 

das OSZE-Mandat; 
 
12. empfiehlt die völkerrechtliche Verankerung des 

Status der OSZE als regionale Abmachung gemäß 
Kapitel VIII der Charta der Vereinten Nationen 
und die Schaffung einer von allen OSZE-
Mitgliedstaaten anerkannten Rechtsgrundlage für 
Aufgaben, die die OSZE auf den Gebieten der zi-
vilen Krisenverhütung, Konfliktbeilegung und der 
Normalisierung der Lage nach Konflikten durch-
führt; 

 
13. fordert die Einführung der Möglichkeit, Entschei-

dungen ohne Zustimmung aller Konfliktparteien 
(Konsens –1) treffen zu können, um die Fähigkeit 
der OSZE zu gewährleisten, bei anhaltenden Ver-
stößen gegen ihre Grundsätze und Verpflichtungen 
handeln zu können; 

 
14. empfiehlt die Weiterentwicklung des Konzepts der 

Autonomie als bewährtes Mittel zur Sicherstellung 
des Rechts auf religiöse und kulturelle Selbstbe-
stimmung; 

 
15. fordert die Weiterentwicklung des Konzepts der 

Rechenschaftspflicht der Mitgliedstaaten gegen-

über einander wie auch gegenüber ihren eigenen 
Bürgern in Bezug auf die Umsetzung der verein-
barten Grundsätze und Verpflichtungen; 

 
16. fordert nachdrücklich die Bekräftigung des Grund-

satzes, dass die Umsetzung der vereinbarten Prin-
zipien und Erfordernisse der OSZE, vor allem auf 
dem Gebiet der menschlichen Dimension, keine 
rein innere Angelegenheit der einzelnen Staaten 
ist, sondern im unmittelbaren und berechtigten In-
teresse aller Teilnehmerstaaten liegt; 

 
17. fordert nachdrücklich die Stärkung der Rolle des 

OSZE-Gerichtshofs für Vergleichs- und Schieds-
verfahren als bedeutsames Instrument der zivilen 
Krisenverhütung und Konfliktbeilegung; 

 
18. fordert einen Ausbau der Zusammenarbeit zwi-

schen der OSZE und subregionalen Institutionen; 
 
19. bekräftigt den Grundsatz der freien Bündniswahl 

der Teilnehmerstaaten; 
 
20. fordert nachdrücklich die Nutzung der laufenden 

Verhandlungen über eine Europäische Sicherheits-
charta zur Umsetzung dieser Ziele vor dem OSZE-
Gipfel am 18. und 19. November 1999 in Istanbul. 

 
 

ENTSCHLIESSUNG 

ZUM 

FRAUEN- UND KINDERHANDEL 
 

Die Parlamentarische Versammlung der OSZE, 
 
1. verurteilend, dass jedes Jahr Millionen von Men-

schen, von denen die überwältigende Mehrheit 
Frauen und Kinder sind, unter grober Verletzung 
ihrer grundlegenden Menschenrechte im internati-
onalen Sexgewerbe gehandelt werden; 

 
2. unterstreichend, dass Menschenhandel in all seinen 

Formen ein Übel ist, das nach gemeinsamem, ener-
gischem Handeln der Herkunfts-, Transit- und 
Zielländer wie auch internationaler Organisationen 
ruft; 

 
3. feststellend, dass sich internationaler Menschen-

handel nicht auf den sexuellen Handel beschränkt, 
sondern auch Zwangsarbeit und andere Verletzun-
gen international anerkannter Menschenrechte be-
inhaltet; 

 
4. darüber besorgt, dass sexueller Handel eine beson-

ders brutale Form des internationalen Menschen-
handels ist, der alle Elemente einer Vergewalti-
gungsstraftat umfasst, weil er mit den Mitteln des 
Betrugs, der Gewalt und der Nötigung zur unfrei-
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willigen Teilnahme einer anderen Person an sexu-
ellen Aktivitäten führt, 

 
5. in dem Bewusstsein, dass Frauen- und Kinderhan-

del in der OSZE-Region und darüber hinaus von 
Natur aus mit dem globalen Phänomen des organi-
sierten Verbrechens in Form von Sklaverei, 
Zwangsarbeit und Zwangsprostitution in Verbin-
dung steht; 

 
6. erinnernd an die Verpflichtungen der Mitgliedstaa-

ten der OSZE, wie sie im Moskauer Dokument 
von 1991 festgehalten sind, danach „zu streben, al-
le Formen der Gewalt gegen Frauen auszuschlie-
ßen, und alle Formen des Handels mit Frauen und 
Ausnutzung von Prostitution von Frauen, einge-
nommen der Sicherstellung adäquater rechtlicher 
Verbote gegen solche Taten und anderer angemes-
sener Maßnahmen“; 

 
7. daran erinnernd, dass das internationale Recht das 

Recht auf Freiheit von Sklaverei und unfreiwilliger 
Knechtschaft, willkürlichen Verhaftungen, ernied-
rigender oder unmenschlicher Behandlung und 
willkürlicher Einmischung in die Privatsphäre und 
das Familienleben sowie den Anspruch auf gesetz-
lichen Schutz vor solchen Missbräuchen aner-
kennt; 

 
8. darüber besorgt, dass die vorhandene Gesetzge-

bung und die Anwendung der Gesetze in einigen 
OSZE-Staaten unzureichend sind, um diesen Han-
del zu verhindern und die Händler vor Gericht zu 
bringen und dass die Durchführung solcher Schrit-
te gegenüber internationalen Sexhändlern auch 
durch offizielle Gleichgültigkeit, Korruption, und 
in einigen Fällen aktive offizielle Beteiligung an 
diesem Handel behindert wird; 

 
9. appelliert eindringlich an die Regierungen der 

OSZE-Teilnehmerstaaten, die bestehende Gesetz-
gebung und die Durchsetzungsmechanismen zur 
Bestrafung dieses Täterkreises zu verabschieden 
bzw. zu verschärfen, besonders gegenüber Tätern, 
die Gewalt oder Betrug anwenden, um mit Frauen 
oder Kindern im internationalen Sexgewerbe Han-
del zu treiben, wobei gleichzeitig die Rechte der 
Opfer zu schützen sind; 

 
10. fordert die Regierungen der OSZE-Teilnehmer-

staaten nachdrücklich auf, national und inter-
national koordinierte Rechtsdurchsetzungsstrate-
gien zu entwickeln, um das international organi-
sierte Verbrechen und insbesondere seine Rolle 
beim Frauen- und Kinderhandel zu bekämpfen; 

 
11. empfiehlt, dass die Herkunfts-, Transit- und Ziel-

länder der Opfer dieses Handels Informationskam-
pagnen durchführen, um öffentliche Aufmerksam-

keit und Verständnis für dieses Problem zu schaf-
fen; 

 
12. schlägt vor, dass das BDIMR ein Treffen sachkun-

diger Berater und zuständiger Beamter der OSZE-
Teilnehmerstaaten einberuft, um eine koordinierte 
Strategie zur Bekämpfung dieses Problems zu er-
arbeiten. 

 
 

 
ENTSCHLIESSUNG 

ZUR 

ERMORDUNG VON GALINA STAROWOITOWA 
 
Die Parlamentarische Versammlung der OSZE, 
 
1. in der Erkenntnis, dass Galina Starowojtowa, die 

Verteidigerin der Freiheit, unermüdliche Anwältin 
der Menschenrechte, der Demokratie und der 
Rechtsstaatlichkeit in Russland und freimütige 
Kritikerin der Korruption unter der politischen Eli-
te, am 20. November 1998 in St. Petersburg auf 
tragische Weise ermordet wurde; 

 
2. spricht der Familie und den Kollegen von Galina 

Starowojtowa ihr Mitgefühl aus; 
 
3. fordert die OSZE Mitgliedstaaten, die dies noch 

nicht getan haben, dazu auf, diesen sinnlosen Mord 
öffentlich zu verurteilen, fordert von der russi-
schen Regierung, jeden geeigneten Weg zu be-
schreiten, um die Urheber dieses Verbrechens vor 
Gericht zu bringen und ruft ferner alle  
OSZE-Teilnehmerstaaten auf, mit der russischen 
Regierung bei diesen Bemühungen zusammenzu-
arbeiten und sie dabei zu unterstützen. 

 
 

ENTSCHLIESSUNG 

ZUR 

FÖRDERUNG DER RECHTSSTAATLICHKEIT 

UND DER MENSCHENRECHTE IN DER 

RUSSISCHEN FÖDERATION 
 
 
Die Parlamentarische Versammlung der OSZE, 
 
1. in Erinnerung an die bedeutsame Arbeit, die von 

der Russischen Föderation durchgeführt wurde, 
um ihr Strafrechtssystem zu reformieren und die 
von ihr 1993 verabschiedete Verfassung sowie die 
Ratifizierung der Europäischen Menschenrechts-
konvention; 
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2. unter Hervorhebung der Notwendigkeit von Maß-

nahmen zur Umsetzung rechtlicher Reformen in 
der Gerichtspraxis, damit die Reformen zweck-
dienlich sind; 

 
3. unterstreichend, dass künftige Reformen an 

Glaubwürdigkeit verlieren können, wenn sie be-
schlossen werden, ohne in der Gerichtspraxis um-
gesetzt werden; 

 
4. unter Verweis auf den anhängigen Fall des russi-

schen Staatsbürgers Aleksander Nikitin, der seit 
Herbst 1995 das Opfer ungerechtfertigter Verfah-
ren auf der Grundlage einer rückwirkenden Ge-
heimgesetzgebung ist; er wurde für 10 Monate 
wieder in Untersuchungshaft genommen, unter-
liegt seitdem nach der Anklage wegen eines 
Verbrechens aufgrund der genannten Gesetzge-
bung Reisebeschränkungen, wobei ihm das Recht 
auf wirksame Rechtsmittel verweigert wird, da das 
Stadtgericht in Petersburg im Oktober 1998 und 
der Oberste Russische Gerichtshof im Februar 
1999 zusätzliche Ermittlungen in seinem Fall an-
ordneten, statt ein Urteil zu sprechen, obwohl kei-
nes der Gerichte stichhaltige Beweise gegen ihn 
gefunden hat; 

 
5. feststellend, dass bei dem Verfahren gegen Herrn 

Nikitin Verstöße gegen mehrere Bestimmungen 
der Russischen Verfassung und der Europäischen 
Menschenrechtskonvention vorliegen; 

 
6. empfiehlt, dass die Behörden der Russischen Föde-

ration für die angemessene Umsetzung der erfor-
derlichen gesetzlichen Reformen in Bezug auf die 
Rechtsstaatlichkeit Sorge tragen;  

 
7. bittet die russischen Behörden um die Fortführung 

ihres bewundernswerten Kampfes um die Schaf-
fung der Rechtsstaatlichkeit, damit die Rechte und 
Freiheiten der Russischen Verfassung und der Eu-
ropäischen Konvention nicht nur auf dem Papier 
stehen, sondern in der Praxis verwirklicht werden.  
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